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Zusammenfassung

Dieser Band untersucht die inneren Strukturen der Ministerialverwaltung auf
Bundesebene seit 1980. Er stellt die erste Längsschnittstudie über den Wandel
der Organisationseinheiten aller Bundesministerien dar. Damit bietet diese Stu-
die erstmalig eine umfassende Darstellung der
– Entwicklung der formalen Strukturen innerhalb und zwischen den obersten

Bundesbehörden,
– Vielfalt und Haltbarkeit bestimmter Organisationseinheiten in der Ministe-

rialverwaltung,
– Dynamik bzw. Volatilität dieser Binnenorganisation, d.h. der Häufigkeit

und Art des Wandels formaler Strukturen.
Zudem erlaubt diese Analyse der Bundesverwaltung eine genauere Untersu-
chung der zentralen wissenschaftlichen Erklärungen für den Wandel von Regie-
rungsorganisationen. Zum einen handelt es sich dabei um rationale Entschei-
dungstheorien, die (partei-)politische Erwägungen in den Vordergrund stellen.
Zum anderen verweist die Organisationstheorie auf bürokratische bzw. organi-
satorische Bedingungen, die den Wandel von Strukturen in Ministerialverwal-
tungen beeinflussen.

Empirisch basiert die Studie auf einer Vollerfassung aller Organisationsein-
heiten und deren Veränderungen in den obersten Bundesbehörden von Januar
1980 bis Dezember 20151. Hierfür wurden die Organisationserlasse der Bun-
deskanzlerin2 sowie Organisationspläne und weitere Primärdokumente genutzt,
die im Rahmen eines internationalen Forschungsprojektes (SOG-PRO)3 gesam-
melt und anhand eines gemeinsamen Kodierschemas ausgewertet wurden (Car-
roll et al. 2017; siehe Kap. 4). Zudem wurden von 2016 bis 2017 insgesamt elf
semistrukturierte Experteninterviews mit Beschäftigten der Ministerialverwal-
tung durchgeführt. Die zentralen Erkenntnisse der Studie lassen sich in sechs
Thesen zum Strukturwandel in der Bundesverwaltung zusammenfassen.

1 Wir bedanken uns ausdrücklich bei Johanna Möller, Camilla Wanckel, Jakob Eckardt, Sascha
Kraus und Hans-Christian Hart für die exzellente und immer zuverlässige Unterstützung bei der
Datenerhebung und -kodierung.

2 Aus Gründen der Lesbarkeit verwenden wir die weibliche Form, alle anderen Geschlechter sind
ebenfalls gemeint.

3 Für Informationen zum Forschungsprojekt: www.sog-pro.eu.
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Es gibt mehr strukturelle Flexibilität als oftmals angenommen.

Trotz eher seltener Änderungen am Ressortzuschnitt wird die Binnenorganisati-
on von Ministerien regelmäßig verändert. Wandel geschieht dabei nicht aus-
schließlich als "Nachwehe" von veränderten Ressortzuschnitten, wenngleich
die meisten Änderungen nach Bundestagswahlen auftreten. Die Ministerialor-
ganisation ist vielmehr immer "aktiv" und weist einige, oft ressortspezifische,
Aktivitätshochs während der Legislaturperioden auf.

Die Vielfalt der Organisationseinheiten wächst beständig.

Nur rund zwei Drittel der untersuchten Einheiten zählt zu den klassischen Ele-
menten der hierarchischen Linienorganisation, d.h. zu Abteilungen oder Unter-
abteilungen. Zieht man von den weiteren Einheiten außerhalb des Grundgerüsts
noch jene 2,5% Einheiten ab, die als Leitungseinheiten direkt der Ministerin
unterstehen, sind immer noch ca. 25% der Organisationseinheiten temporäre
oder permanente Arbeitsgruppen, Projektgruppen, Arbeitsstäbe etc. Der Anteil
dieser vermeintlich "unorthodoxen" Organisationseinheiten nimmt im Zeitver-
lauf deutlich zu und verweist somit auf eine spezifische Form der strukturellen
Ausdifferenzierung der Bundesverwaltung.

Umbenannt wird immer – insbesondere aber nach Wahlen.

Die häufigste Veränderung an der Organisationsstruktur der Bundesministerien
ist der Namenswechsel (ca. 46% aller Veränderungen). Besonders häufig ge-
schehen diese Namensänderungen in den ersten zwölf Monaten nach Bundes-
tagswahlen, ca. 6,5 mal pro Monat. Im restlichen Verlauf der Legislaturperi-
oden werden aber immer noch deutlich mehr Namensänderungen (nämlich ca.
4,6 pro Monat) vorgenommen als andere Arten von Strukturereignissen (ca. 3,5
Abschaffungen, ca. 3,3 Neugründungen und ca. 2,3 Reorganisationen pro Mo-
nat). Obschon man Namensänderungen auch als symbolischen Wandel und rei-
nes window dressing auffassen könnte, sind insbesondere in der bundesdeut-
schen Regierungsorganisation mit ihrer legalistischen Orientierung die forma-
len Denominationen von Organisationseinheiten prägend für die Allokation for-
maler Zuständigkeiten und Kompetenzen aber auch für den Aufbau und die
Nutzung fachlicher Expertise.

Strukturveränderungen bringen im Zeitverlauf häufiger Gewinne als
Verluste von Ressourcen.

Für die Strukturereignisse, die auch tatsächlich Änderungen an formalen Res-
sourcen nach sich ziehen, lassen sich insgesamt häufiger Ereignisse mit an-

1.

2.

3.

4.
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schließendem Gewinn (ca. 29%) als mit anschließendem Verlust (ca. 25%) be-
obachten. Da dieser Anteil im Zeitverlauf und insbesondere seit Mitte der
2000er Jahre zunimmt, kann dies als Ausdifferenzierung der Ministerialverwal-
tung aufgefasst werden. Anstatt neue Bundesministerien zu gründen, werden
die strukturellen Anpassungen rein binnenorganisatorisch vorgenommen.

Die klassischen Portfolios sind stabiler.

Die Veränderungsrate – der Anteil jener Einheiten an allen Organisationseinhei-
ten, denen eine Veränderung widerfährt – divergiert zwischen den Portfolios.
Jene Bundesministerien in "klassischen" Portfolios (Auswärtiges Amt, Finan-
zen, Inneres, Justiz und Verteidigung) sind stabiler und weisen geringere Verän-
derungsraten auf als andere Bundesministerien. Dies kann einerseits als strate-
gische Ressource in der interministeriellen Koordination eingesetzt werden,
denn stabile Strukturen schaffen stabile Ressourcen und einen stabilen Fortbe-
stand fachlicher Kompetenzen und Wissensbeständen. Andererseits wird damit
aber auch eine geringere Flexibilität in der Binnenorganisation dieser Bundes-
ministerien beschrieben, die sich insbesondere bei der "strukturellen Beset-
zung" neuer Problemfelder als Hemmnis erweisen kann.

Die Bundesverwaltung ist kein Sonderfall.

Die Dynamiken der deutschen Ministerialorganisation sind kein Sonderfall im
Vergleich zu weiteren europäischen Regierungsorganisationen, wie Frankreich,
den Niederlanden und Großbritannien. Stattdessen sind ähnliche strukturelle
Dynamiken in allen vier Ländern beobachtbar, insbesondere mit Blick auf ver-
stärkte Veränderungen nach Wahlen, der Verteilung der Strukturereignisse mit
und ohne Ressourcenimplikation im Zeitverlauf und zwischen den Portfolios
sowie der Relevanz sektoraler Dynamiken. Weiterführende Ergebnisse finden
Sie in Publikationen des Projekts (siehe www.sog-pro.eu).

5.

6.
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Einleitung

Vor jeder Bundestagswahl häufen sich die Rufe nach der Gründung eines neuen
Bundesministeriums oder mindestens der Umressortierung einzelner Zuständig-
keiten. Im Herbst 2017 standen insbesondere die Themen "Integration" und
"Digitalisierung" im Mittelpunkt solcher Debatten – und fanden auch direkte
Erwähnung in den Fernsehauftritten der Spitzenpolitikerinnen am Wahlabend.4
Ebenso werden in Koalitionsverhandlungen regelmäßig Veränderungen der for-
malen Zuständigkeiten der Bundesministerien diskutiert. So forderte Edmund
Stoiber für das geplante "Superministerium für Wirtschaft und Technologie"
nach der Bundestagswahl 2005 gleich mehrere Abteilungen und Unterabteilun-
gen aus diversen Bundesministerien (Kempf 2014: 12). Ebenso wurde in den
Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 2017 der Ausbau des Bun-
desinnenministeriums über die Verlagerung von Abteilungen aus diversen Mi-
nisterien entschieden.

Dennoch werden kaum radikale Änderungen am Ressortzuschnitt auf Bun-
desebene vorgenommen (Derlien 1996). Genauso selten sind Transfers ganzer
Abteilungen oder Unterabteilungen – und wenn, dann gelten sie als Ausnahmen
einer scheinbar unverrückbaren Regel (etwa in 2013 der Wechsel der Abteilun-
gen für Bauen und Wohnen ins Umweltministerium oder der Abteilung für Ver-
braucherschutz ins Justizministerium).

Diese allgemeine Wahrnehmung von Stabilität der Bundesministerien bil-
det allerdings nur einen Teil der empirischen Wirklichkeit ab. Auch auf den un-
teren Ebenen der Bundesministerien vollziehen sich regelmäßig Strukturverän-
derungen – und sind nicht nur Nachwehen von den eher geringfügigen Anpas-
sungen im Ressortzuschnitt. Bislang gab es keine systematische empirische Un-
tersuchung dieser internen Organisation der Bundesministerien, wenngleich
einzelne Einheiten durchaus wissenschaftliche Aufmerksamkeit erhielten (Flei-
scher 2012; Hustedt 2013).5 Diese Lücke in der empirischen Forschung ist um-
so bemerkenswerter, als dass Stabilität und Wandel der formalen Binnenorgani-
sation der Bundesministerien bedeutende Effekte zeitigen.

1.

4 Christian Lindner (FDP) forderte bei der "Berliner Runde" ein Digitalministerium, Cem Özde-
mir (B90/Grüne) forderte bei "Anne Will" ein Integrationsministerium.

5 Hinzu kommt eine größere Anzahl an Forschungsarbeiten zum nachgeordneten Bereich auf
Bundesebene (Bach et al. 2010; Döhler 2012; Bach 2014).
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Warum ist die (Veränderung der) Struktur von Bundesministerien relevant?

Die Ministerialverwaltung auf Bundesebene folgt dem Bürokratieideal von
Max Weber (1922) und dementsprechend bilden ihre formalen Organisations-
einheiten formalisierte Autorität und bürokratische Expertise ab. Zum einen
begrenzen Organisationseinheiten formale Zuständigkeiten für Politikbereiche
und sind zentrale Akteure in der arbeitsteiligen Formulierung von Regierungs-
politiken. Zum anderen stellen Organisationseinheiten bürokratische Kompe-
tenzen bereit, nicht nur mit Blick auf verfügbare Personalressourcen, sondern
auch durch ihre jeweilige Beständigkeit und die damit einhergehende kontinu-
ierliche Sammlung und Bereitstellung von Expertise im jeweiligen Fachgebiet.

Eine Änderung dieser formalen Organisationsstrukturen ist somit mindes-
tens zweierlei: Die Anpassung bzw. Neujustierung bisheriger Zuständigkeiten
und die Neuausrichtung bürokratischer Kompetenzen. Mit anderen Worten:
Wenn z.B. eine Unterabteilung zu einer Abteilung formiert wird, dann hat dies
nicht nur zwangslogische Konsequenzen für die Ressourcen und Expertise in
dem verantworteten Bereich, sondern auch für die thematischen Einflussmög-
lichkeiten in der Formulierung der Hausmeinung bzw. Ressortpolitik aber auch
in der interministeriellen Koordination zur Gestaltung von Regierungspolitiken.

Zudem signalisieren formale Strukturen der Ministerialverwaltung die Be-
deutung und Relevanz der Themen für die jeweilige politische Führung, und
dies innerhalb und zwischen den Geschäftsbereichen: Neue politische Prioritä-
ten verlangen nahezu eine Neuausrichtung der formalen Autorität und der fach-
lichen Kompetenzen bestehender Organisationseinheiten. Um diese neue Rich-
tung in Regierungspolitiken zu signalisieren, werden die entsprechenden Ein-
heiten häufig mindestens umbenannt. Dabei wird den thematischen Prioritäten
Vorrang eingeräumt. Es macht in der Regierungspraxis einen entscheidenden
Unterschied, ob es sich beispielsweise um ein "Ministerium für Wirtschaft und
Arbeit" oder aber um ein "Ministerium für Arbeit und Wirtschaft" handelt.6
Gleichzeitig sind diese "strukturellen Signale" wichtig für die Koordination in-
nerhalb der Ministerialverwaltung, schließlich werden Zuständigkeiten primär
über entsprechende Denominationen zugeschrieben und insbesondere in der in-
terministeriellen, aber auch in der europäischen und internationalen Zusammen-
arbeit sind die jeweiligen Namen der Organisationseinheiten maßgebliche Si-
gnale zur Identifikation der korrekten (im Sinne von formal und fachlich zu-
ständigen) Ansprechpartnerinnen. Ebenso sind diese Veränderungen der

6 Bereits Konrad Adenauer bemerkte in seiner Regierungserklärung in 1957: ”Auf organisatori-
schem Gebiete möchte ich noch besonders darauf hinweisen, daß das Arbeitsministerium einen
anderen Namen: "Ministerium für Arbeit und Sozialordnung" und damit eine erhebliche Erwei-
terung seines Aufgabenbereichs erhalten hat." (zitiert in Stüwe 2003: 69).
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Einheiten aber auch Signale an externe Akteure wie organisierte Interessen,
Nichtregierungsorganisationen oder privatwirtschaftliche Akteure. Und dabei
geht es wieder nicht nur um formale Zuständigkeiten, sondern auch um Priori-
täten bzw. Politikziele: Nach der BSE-Krise in 2001 wurde bewusst das damali-
ge Landwirtschaftsministerium umbenannt in Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft – zur Signalisierung der Priorität der
"Agrarwende" und der Relevanz des Verbraucherschutzes in der Agrarpolitik.

Schließlich haben vor allem Organisationsveränderungen direkte und indi-
rekte Effekte auf Entscheidungsprozesse in Organisationen. Zum einen wer-
den durch eine Strukturveränderung zwangsläufig die formalen Entscheidungs-
prozesse angepasst, dazu gehören auch die Instrumente der interministeriellen
Koordination auf Bundesebene (Federführung und Mitzeichnung). Neu ausge-
richtete formale Zuständigkeiten können daher die Einflussnahme von Einhei-
ten verändern bzw. deren formale Beteiligungsrechte im Sinne einer Federfüh-
rung oder Mitzeichnung erweitern oder beschränken.

Dies gilt aber auch auf Ebene der individuellen Beschäftigten: Die Um-
wandlung von Organisationseinheiten und damit einhergehende Veränderungen
formaler Kompetenzen und Ressourcen hat Auswirkungen auf die Beschäftig-
tenpyramide und schafft somit neue Chancen, aber auch neue Risiken für Kar-
rieremuster und Beförderungen durch Aufstieg. Ein Zusammenschluss von Or-
ganisationseinheiten verringert die Anzahl höherer Laufbahnpositionen, die
Aufspaltung einer bestehenden Einheit in mehrere neue Einheiten wiederum
schafft neue Positionen.

Im Vergleich zur Bundesebene gibt es in den Bundesländern häufiger radi-
kalere Veränderungen im Ressortzuschnitt, nicht zuletzt aufgrund der geringe-
ren Anzahl von Landesministerien und der umfangreicheren Geschäftsbereiche
(vgl. Linhart/Windwehr 2012; Götz et al. 2015). Dennoch sind die Erkenntnisse
der vorliegenden Studie zur Dynamik des Strukturwandels der Bundesministe-
rien auch für Landesebene und Kommunalebene von Bedeutung. Die Unter-
suchung zeigt, wie sich die formalen Strukturen bürokratischer Organisationen
ändern bzw. wie Verwaltungen ihrer politischen Umwelt "strukturell" begegnen
– und nicht zuletzt, wie sich solche Dynamiken von Stabilität und Flexibilität
erklären lassen.

Vor diesem Hintergrund ist das zentrale Anliegen dieses Bandes, Gemein-
samkeiten in der formalen Organisation der obersten Bundesbehörden deutlich
zu machen, aber gleichzeitig die beachtlichen Unterschiede und Dynamiken –
sowohl in einzelnen Bundesministerien als auch im Zeitvergleich – darzustel-
len. Daneben werden Einblicke in die wissenschaftliche Debatte zum Wandel
von Regierungsorganisationen gegeben, um diese Muster von Stabilität und
Flexibilität der Bundesverwaltung einzuordnen.

Einleitung  15
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Inhaltsübersicht

Im folgenden Kapitel werden zunächst die zentralen politik- und verwaltungs-
wissenschaftlichen Erklärungsperspektiven für Strukturveränderungen in Mi-
nisterialverwaltungen erläutert (Kapitel 2). Dabei handelt es sich um Theorien,
die (partei-)politische Dynamiken für Veränderungen in Regierungsorganisatio-
nen hervorheben sowie um Erklärungsperspektiven der Organisationstheorie,
die sich mit bürokratischen bzw. organisatorischen Dynamiken befassen, um
Wandel in Ministerialverwaltungen zu begründen. Daran anschließend wird in
Kapitel 3 der Kontext formaler Organisationsveränderungen in obersten Bun-
desbehörden dargestellt. Kapitel 4 beschreibt das methodische Vorgehen der
Untersuchung. Danach werden in Kapitel 5 die zentralen Untersuchungsergeb-
nisse der Studie vorgestellt, zunächst mit Blick auf die Organisationseinheiten
selbst, d.h. deren Anzahl, Typen und Veränderungsraten. Kapitel 6 befasst sich
mit der Relevanz der Geschäftsbereiche für die Art und Weise bzw. Intensität
des Strukturwandels im Zeitverlauf. Der Band schließt mit einer Betrachtung
der Ergebnisse im Lichte der theoretischen Perspektiven sowie Schlussfolge-
rungen für die Praxis (Kapitel 7).
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Theoretische Erklärungen für die formale
Regierungsorganisation

Ministerialverwaltungen sind bürokratische Organisationen in einem politi-
schen Umfeld (Weber 1922; Olsen/March 1995) und daher politischen und bü-
rokratischen Einflüssen unterworfen. Gleichzeitig kommt Ministerialverwaltun-
gen eine entscheidende Rolle im politischen Prozess zu: Sie sind für die exeku-
tive Vorbereitung und Abstimmung von Regierungspolitiken verantwortlich.
Dabei ist für die politische Leitung die bürokratische Fachkompetenz relevant,
da diese für die Aushandlung und Koordination der Formulierung von Geset-
zesvorlagen mit internen und externen Akteuren eingesetzt wird.

Als Konsequenz haben sich bereits frühe verwaltungswissenschaftliche
Beiträge mit Fragen der formalen Organisation und deren Effekte auf politische
und bürokratische Entscheidungen befasst (Gulick 1937; Simon 1946; Waldo
1948). Die umgekehrte Frage nach den Ursachen für Veränderungen dieser for-
malen Strukturen des Regierens wurde hingegen erst später eingehender be-
trachtet. Grob zusammengefasst lassen sich zwei zentrale politik- und verwal-
tungswissenschaftliche Erklärungsperspektiven für Strukturveränderungen in
Ministerialverwaltungen unterscheiden. Einerseits heben theoretische Perspek-
tiven (partei-)politischen Dynamiken hervor, um die Veränderungen in Regie-
rungsorganisationen zu begründen. Andererseits bietet die Organisationstheorie
verschiedene Erklärungsperspektiven, die die zentralen Charakteristika von Mi-
nisterialverwaltungen als bürokratische Organisationen betonen, um deren Sta-
bilität und Wandel zu erklären. In den folgenden beiden Teilkapiteln werden
diese Perspektiven näher vorgestellt.

Strukturveränderungen als Ausdruck (partei-)politischer Interessen

Eine der zentralen politikwissenschaftlichen Erklärungen für die Veränderung
von formalen Strukturen in Regierungsorganisationen wurde im Kontext des
präsidentiellen Systems der USA entworfen. Mit Blick auf die spezifischen Be-
dingungen für US-Präsidenten, zusammen bzw. gegen den Kongress den exe-
kutiven Apparat strukturell zu gestalten, argumentiert Terry Moe (1989; 2012),
dass strukturelle Entscheidungen immer auch eine strategische Wahl politischer
Akteure darstellen. Diese strategische Wahl soll einerseits die bestmöglichen
strukturellen Voraussetzungen zur Durchsetzung der eigenen politischen Agen-
da schaffen. Aber, und das ist in parlamentarischen Systemen sicherlich nicht
zwingend von ebenso starker Bedeutung, solche strukturellen Entscheidungen
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sollen auch die politischen Amtsnachfolger strukturell beschränken, denn ein-
mal gegründete Behörden sind nur schwer wieder abzuschaffen (Lewis 2002;
2003). Die grundsätzliche Logik für strukturellen Wandel ist somit eng mit der
"Unsicherheit über die Zukunft" verknüpft: Präsidenten wissen nicht, ob und
wenn ja welche politischen Interessen ihre Nachfolger verfolgen werden, also
gestalten sie den exekutiven Apparat, um ihre eigenen Interessen durchsetzen
und die Unsicherheit über die Zukunft der Behörden und der mit ihnen ver-
knüpften politischen Programme zu reduzieren.

In einem parlamentarischen System wie der Bundesrepublik lassen sich
ähnliche Motive annehmen: Politische Akteure verändern den strukturellen
Aufbau der Ministerialverwaltung, um Kompetenzen auszurichten und Res-
sourcen einzusetzen, aber auch um politische Prioritäten zu signalisieren. Den-
noch geschieht dies viel stärker aus einer Logik der "Unsicherheit über die Ge-
genwart": Das starke Ressortprinzip gibt Ministerinnen viel Spielraum, ihr je-
weiliges Ressort nach den eigenen Vorstellungen umzubauen. Ebenso lassen
sich mithilfe der regierungstragenden Mehrheit im Bundestag jedwede Ände-
rungen am exekutiven Apparat durchsetzen, etwa in der Umgestaltung nachge-
ordneter Behörden. Und schließlich sind im bundesdeutschen Föderalismus die
Bundesministerien hauptsächlich für die Formulierung der Regierungsvorlagen
zuständig und nur in wenigen Bereichen mit Vollzugsaufgaben betraut. Dem-
entsprechend ist das "strukturelle Schicksal" der obersten Bundesbehörden
(aber auch der Bundesoberbehörden) nicht so eng mit der Formulierung und
v.a. Durchführung bestimmter politischer Programme verknüpft wie im präsi-
dentiellen US-System. Und daher geht es auch eher um die Unsicherheit der
Gegenwart und Durchsetzung aktueller Prioritäten als die Eingrenzung der
Handlungsalternativen für Amtsinhaberinnen der Zukunft.

In der verwaltungswissenschaftlichen Debatte zu Verwaltungsreformen
wird die Bedeutung parteipolitischer Interessen häufig eher indirekt diskutiert.
Als Ausgangspunkt der vergleichsweise umfassenden Reformen des öffentli-
chen Sektors der 1980er Jahre, etwa Reaganomics in den USA oder Thatche-
rism in Großbritannien (Savoie 1994; Lane 2009), gelten die Amtsübernahmen
konservativer Regierungen. Angetreten mit dem Ziel der Reduktion von Staats-
ausgaben und des öffentlichen Sektors wurden in den 1980er Jahren in vielen
westlichen Demokratien weitreichende Reformprogramme zur Privatisierung
und Deregulierung, aber auch zur Gründung bzw. Autonomisierung nachgeord-
neter Behörden durchgeführt (vgl. Bach et al. 2010). In den jüngeren Verwal-
tungsreformtrends scheinen parteipolitische bzw. ideologische Haltungen zu
Staatsaufgaben und Staatsausgaben eine geringere oder gar umgekehrte Bedeu-
tung einzunehmen: Insbesondere nach Ausbruch der Wirtschafts- und Finanz-
krise in 2008 haben einige linksgerichtete Regierungsparteien in Europa weit-
reichende Verwaltungsreformen durchgeführt.
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Ebenso mit Blick auf parteipolitische Prioritäten stellen weitere Studien fest,
dass (partei-)politische Themenkonjunkturen die Struktur von Ministerialver-
waltungen beeinflussen. Unter Anwendung der "Agendatheorie" wird dabei ar-
gumentiert, dass das Aufmerksamkeitsraster der politischen Akteure (Ministe-
rinnen, Bundestagsabgeordnete etc.) für politische Themen durch die eigenen
Ressourcen und Kapazitäten begrenzt wird (Baumgartner/Jones 2005). Daraus
folgt, dass Themen um die Aufmerksamkeit politischer Akteure konkurrieren.
Die Dynamiken von Parlamentsdebatten oder aber auch Regierungserklärungen
im Zeitverlauf zeigen welchen Themen in Parlament und Regierung besondere
Priorität eingeräumt wird. In empirischen Studien wurde nachgewiesen, dass
eine abnehmende Aufmerksamkeit für bestimmte Themen mit einem Abbau
von Ressourcen in der Ministerialverwaltung mit Kompetenzen für diese The-
men einhergeht – bis hin zur Abschaffung von Ministerien (siehe das Beispiel
des dänischen Ministeriums für Wohnungsbau: Mortensen/Green-Pedersen
2016). Umgekehrt wird als Folge komplexer werdender Probleme, für die Re-
gierungen und Verwaltungen Informationskompetenz aufbauen müssen, eine
Verbreiterung ("broadening") oder Verdichtung ("thickening") der Aufgaben
von Regierungsbehörden konstatiert, die für diese Themen verantwortlich sind
(Baumgartner/Jones 2015: 140). Im Sinne der Agendatheorie verbreitert bzw.
verdichtet sich also das Aufmerksamkeitsraster der Ministerialverwaltung ins-
gesamt. Für den US-amerikanischen Fall tragen die Autoren Evidenz zusam-
men, wonach die Ausdifferenzierung von Regierungsfunktionen eher mit der
Übernahme neuer und zusätzlicher Aufgaben, also einer Verbreiterung, einher-
geht (ebd.: 153).

In der vorliegenden Studie werden diese parteipolitischen Argumente über-
prüft. Allerdings muss einschränkend darauf hingewiesen werden, dass der Un-
tersuchungszeitraum von einer langen Regierungsphase der schwarz-gelben
Koalition unter Helmut Kohl (1982 bis 1998) sowie anschließend wechselnden
Regierungsbündnissen geprägt ist (1998 bis 2005: rot-grüne Bundesregierung
unter Gerhard Schröder, seit 2005 verschiedene Regierungskoalitionen, inklusi-
ve zweier Großer Koalitionen unter Angela Merkel). Somit fand nur in 1998
ein vollständiger Wechsel aller Regierungsparteien statt – und alle anderen par-
teipolitischen Regierungswechsel fielen weniger radikal aus.

Strukturveränderungen aus organisationstheoretischer Sicht

Aus organisationstheoretischer Sicht sind Ministerialverwaltungen bürokrati-
sche Organisationen, deren Funktionalität und Fortbestand nicht nur von dem
Willen der jeweiligen politischen Leitung abhängt, sondern auch von der Ak-
zeptanz und Legitimation, die sie aus ihrer jeweiligen organisationalen Umwelt

2.2
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erhalten. Aus dieser Relevanz der "Existenzberechtigung" von Ministerialver-
waltungen ergeben sich verschiedene Argumentationsmuster, um die Stabilität
und den Wandel von Regierungsorganisationen zu erklären.

Erstens verweisen organisationstheoretische Perspektiven auf die jeweilige
organisationale Umwelt, d.h. auf die Bedeutung von Politikfeldern und jenen
Themen, für die die einzelnen Organisationseinheiten der Ministerialverwal-
tung zuständig sind. Demnach werden strukturelle Anpassungen vorgenommen,
um der eigenen Abschaffung oder ungewollten Veränderungen vorzubeugen,
die auf Impulse aus dem jeweiligen Politikfeld zurückzuführen sind. Diese
kontingenztheoretische Sichtweise trägt den externen Dynamiken Rechnung,
denen bürokratische Organisationen ausgesetzt sind. Zu solchen Dynamiken
zählen emergente Verschiebungen, aber auch Skandale oder kriseninduzierte
Veränderungen innerhalb von Politikfeldern. Daneben spielen auch Verände-
rungen zwischen Politikfeldern eine Rolle, insbesondere die Genese neuer Poli-
tikfelder, wie etwa der Netz- und Digitalpolitik, die auch Impulse auf jene büro-
kratischen Organisationen ausüben können, die für bereits existierende Politik-
felder zuständig sind.

Zweitens und eng damit verknüpft argumentieren Vertreterinnen der Orga-
nisationstheorie, dass Entscheidungen für Strukturveränderungen auch symbo-
lischen Aktionismus ausdrücken können. Dabei wird den Anforderungen der
organisationalen Umwelt (meist in Form externen Drucks) mit symbolischen
Veränderungen begegnet. Als window dressing wird die neue formale Struktur
entschieden, aber kaum etwas an bestehenden formalen Prozessen oder infor-
mellen Routinen verändert (Brunsson 1989). Zumeist gehen diese symboli-
schen Veränderungen mit einer starken und nach außen gerichteten Kommuni-
kation über eben jene Strukturentscheidungen einher. Mit anderen Worten: Es
wird sehr viel über die neue Struktur geredet, auch mit deutlichen Hinweisen
dazu, dass es sich um "etwas Neues" handelt, aber die eigentlichen Veränderun-
gen sind bei genauerer Betrachtung nicht zwingend so radikal wie kommuni-
ziert – und die tatsächlichen Konsequenzen für die Arbeitsprozesse nahezu
marginal. Bislang hat die verwaltungswissenschaftliche Forschung diese Argu-
mente zumeist auf Verwaltungsreformprogramme angewendet. Es ließe sich
aber ebenso für Strukturveränderungen in der Ministerialverwaltung argumen-
tieren, die nicht direkt mit einer "Organisationsreform" verbunden sind. Auch
hier tritt symbolischer Wandel auf, bei dem beispielsweise einzig die Namen
von Organisationseinheiten angepasst werden, aber keinerlei funktionale Ände-
rungen vorgenommen werden. Eine solche Anpassung erfolgt dann aufgrund
neuer Erwartungshaltungen anderer Akteure innerhalb der Regierungsorganisa-
tion oder insbesondere anderer externer Akteure wie Interessengruppen, Nicht-
regierungsorganisationen oder aber den Medien. Zugleich mögen solche sym-
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bolischen Veränderungen auch Ausdruck der Anpassungen an "sprachliche Er-
wartungshaltungen" im Sinne neuer sprachlicher Umgangsformen sein.

Drittens wird in der Theorie der Pfadabhängigkeit argumentiert, dass Or-
ganisationen im gleichen organisationalen Feld häufig einmal getroffene struk-
turelle Entscheidungen adaptieren, wenn sie sich als funktional adäquat und an-
gemessen erwiesen haben. Mit anderen Worten: Organisationsstrukturen folgen
einmal eingeschlagenen Pfaden und konvergieren mit Blick auf die entspre-
chenden strukturellen Lösungen. Allerdings gibt es Ausnahmen von dieser Be-
ständigkeit: Wenn Organisationen externe Schocks erleben, mithin ihre organi-
sationale Umwelt droht ihnen die Legitimation zu entziehen, öffnen sich Op-
portunitätsfenster, um die hergebrachten Strukturen zu verändern. Solche exter-
nen Schocks sind zumeist Krisen oder Skandale und können somit ihren Ur-
sprung in der Umwelt, aber auch dem Inneren der Behörde haben. Für den
deutschen Fall kann die Wiedervereinigung als ein externer Schock gelten, im
internationalen Vergleich sind Ereignisse wie die Katastrophen von Tscherno-
byl oder Fukushima, aber auch die BSE-Krise als solche Momente für Opportu-
nitätsfenster zum Verlassen der "strukturellen Pfade" zu beobachten.

Viertens erklärt die Erklärungsperspektive des institutionellen Isomor-
phismus, wie Organisationen im gleichen organisationalen Feld sich einander
immer ähnlicher werden (DiMaggio/Powell 1983). Dabei werden drei idealty-
pische Mechanismen unterschieden:
(1) Zwanghafter Isomorphismus lässt sich auf formale Regeln und Anforderun-

gen zurückführen, d.h. Organisationen werden sich ähnlicher, weil sie die
gleichen externen Anforderungen erfüllen müssen. Im Kontext der Aufbau-
organisation der Bundesministerien ließe sich eine solche Dynamik etwa
bei der Einrichtung von Einheiten für Gleichstellungsaufgaben oder Vor-
prüfungsstellen festmachen.

(2) Normativer Isomorphismus wird von einflussreichen Advokaten initiiert,
die sich für einen bestimmten Organisationswandel einsetzen und aufgrund
ihrer Expertise und Stellung im organisationalen Feld als Autorität wahrge-
nommen werden. In der bundesdeutschen Ministerialverwaltung gibt es
keine zentrale Entscheidungsinstanz mit Autorität bezüglich formaler Or-
ganisationsstrukturen. Vielmehr ist die Binnenorganisation der Bundesmi-
nisterien Gegenstand und Ausdruck der Ministerverantwortlichkeit und des
im Grundgesetz verankerten Ressortprinzips. Dafür sind innerhalb der Res-
sorts die jeweiligen Zentralabteilungen von entscheidender Bedeutung für
die Ausgestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation und können als Pro-
motoren für bestimmte Organisationslösungen auftreten.

(3) Mimetischer Isomorphismus bezeichnet die freiwillige Nachahmung be-
stimmter Organisationen, weil selbige im organisationalen Feld als beson-
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ders erfolgreich gelten. Diese Tendenzen lassen sich für die formalen Orga-
nisationsveränderungen in der Bundesverwaltung vielerorts beobachten:
Hat sich eine bestimmte Strukturlösung als besonders gewinnbringend her-
ausgestellt, wird sie zumeist auch von anderen Häusern übernommen. Als
ein sehr prägnantes Beispiel kann die zunehmende Ausweitung und sehr
ähnliche funktionale Ausrichtung der Leitungsbereiche gelten.

Schließlich argumentiert die Theorie des bureau-shaping (Dunleavy 1989),
dass bürokratische Akteure auch ihre eigenen Interessen verfolgen und somit zu
Stabilität und Wandel der Ministerialverwaltung beitragen. Demnach handeln
bürokratische Akteure rational und verfolgen das Interesse an einer Maximie-
rung ihrer Ressourcen und Einflussmöglichkeiten. Anders ausgedrückt sind Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes bestrebt, das Budget der eigenen Organisa-
tionseinheit zu maximieren und suchen daher fortwährend nach neuen Aufga-
ben und somit neuen Ressourcen. Letztlich streben sie demzufolge nach struk-
tureller Ausdehnung.
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Der Kontext formaler Strukturen der
Bundesverwaltung

Im folgenden Kapitel wird der institutionelle Kontext formaler Organisations-
veränderungen in den obersten Bundesbehörden kurz erläutert. Dazu zählen
verfassungsimmanente Regierungsprinzipien, die Organisationerlasse der Bun-
deskanzlerin, die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien
(GGO) und haushälterische Restriktionen, welche in unterschiedlicher Weise
Vorgaben für die Binnenorganisation von Bundesministerien bereithalten.

Zunächst verweisen die in Artikel 65 des Grundgesetzes beschriebenen Re-
gierungsprinzipien indirekt auch auf die formale Organisation der Bundesver-
waltung. Die Trias aus Kanzler-, Ressort- und Kabinettsprinzip bildet nicht nur
die Grundlage für das Handeln der Bundesregierung, aus ihr lassen sich zu-
gleich auch die Grundsätze für die strukturelle Ausgestaltung der Regierungsor-
ganisation ableiten. Von diesen drei Prinzipien, die einem verfassungsimmanen-
ten Spannungsverhältnis unterliegen und auf eine wechselseitige Ausbalancie-
rung angelegt sind (Böckenförde 1964), sind vor allem das Ressortprinzip und
die Richtlinienkompetenz der Kanzlerin für die Binnenorganisation der Minis-
terialverwaltung von Bedeutung. Das Kabinettsprinzip hingegen entfaltet für
die ressortinternen Strukturveränderungen eine vergleichsweise geringere Wir-
kung.

Ressortprinzip

Das Ressortprinzip stellt im Kontext formaler Organisationveränderungen von
Bundesministerien das bedeutendste Prinzip der Regierungsführung dar. Prinzi-
piell besagt es, dass jede Fachministerin den Geschäftsbereich ihres Ressorts ei-
genständig führt, ohne dass die Bundeskanzlerin oder andere Bundesministerin-
nen mittels eines direkten Weisungsrechts in die Ministerien "hineinregieren"
können (Rudzio 2014). Die Dominanz des Ressortprinzips schlägt sich auch in
der Prärogative der Ministerinnen im Hinblick auf das binnenorganisatorische
Design des jeweiligen Ministeriums nieder (Böckenförde 1964: 147). Die Be-
deutung der Ressorthoheit in organisationalen Fragen manifestiert sich auch in
der dezentralen Anordnung dieser Kompetenzen. Anders als in anderen europä-
ischen Staaten sind Organisationsfragen nicht in Querschnittsressorts oder der
Regierungszentrale angesiedelt, sondern ausschließlich dezentral organisiert
(Mayntz/Scharpf 1975: 64; Olivet 1979: 39). Jedes Bundesministerium verfügt
über eine eigene Zentralabteilung, welche als wichtiger intraministerieller Ak-
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teur die Ausgestaltung und Änderungen der Aufbauorganisation prägt. Zentral-
abteilungen üben Querschnittsfunktionen aus, die für alle ressortinternen Ein-
heiten und deren organisationale Ausgestaltung von Bedeutung sind
(König 2015: 235, 279).

Organisationerlasse der Bundeskanzlerin

In der Trias der Regierungsprinzipien schreibt das Kanzlerprinzip der Bundes-
kanzlerin die Richtlinienkompetenz im Rahmen der Entscheidungen der Bun-
desregierung zu (Bogumil/Jann 2009: 89). Veränderungen im Zuschnitt der
Bundesministerien liegen grundsätzlich im Kernbereich der Richtlinienkompe-
tenz der Bundeskanzlerin, da ihr die formale Kompetenz zur "Neustrukturie-
rung der Regierungsorganisation" zugeschrieben wird (Derlien 1996: 548). Sol-
che ressortübergreifenden Strukturveränderungen werden in den Organisatio-
nerlassen der Bundeskanzlerin (BKOrgErl) festgelegt. Veröffentlicht werden
die Organisationerlasse der Bundeskanzlerin immer dann, wenn die Anordnung
der Kanzlerin Implikationen für die Binnenorganisation von Bundesministerien
hat (Lehnguth/Vogelsang 1988: 533). Im Untersuchungszeitraum der vorliegen-
den Studie wurden rund 25 BKOrgErl erlassen.

Meist traten diese Organisationserlasse zu Beginn der Legislaturperiode in
Kraft, wenngleich auch einige interministerielle Veränderungen im späteren
Verlauf der Amtszeit der jeweiligen Bundeskanzlerin veranlasst wurden. Als
prominentes Beispiel ist hierbei die Neugründung des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit als Reaktion auf die Reaktorkata-
strophe von Tschernobyl im Juni 1986 zu nennen, die einen Zuständigkeitsver-
lust im Bundesinnenministerium, im Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten und im Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit nach sich zog (BKOrgErl 1986). Ein weiteres Beispiel für eine über-
greifende Reorganisation im Regierungsapparat während einer Legislaturperi-
ode war die Erweiterung des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hin zum Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft in 2001. Diese Anordnung stellte eine Reaktion auf
den BSE-Skandal dar und betraf auch Organisationeinheiten im Bundesministe-
rium für Gesundheit und im damaligen Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie (BKOrgErl 2001).

3.2
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Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) bildet eine
wichtige Grundlage der Binnenorganisation der Bundesverwaltung und be-
stimmt u.a. die "Grundsätze für die Organisation der Bundesministerien" (BMI
2011). Die redaktionelle Leitung der GGO hat das Bundesinnenministerium in-
ne, etwaige Aktualisierungen bzw. Änderungen werden aber nur im Einverneh-
men aller Ministerien getroffen (König 2015). Es handelt sich somit um eine
gemeinsame Beschlussfassung der Bundesministerien, die über eine bloße
Handlungsempfehlung hinausgeht, aber keinen rechtsverbindlichen Charakter
entfaltet.

Die erste Version des Allgemeinen Teils der GGO (GGO I) wurde 1958
vom Kabinett verabschiedet und in den Jahren 1963 und 1969 erstmalig aktua-
lisiert. Im März 1963 trat die Erstfassung des Besonderen Teils der GGO (GGO
II) in Kraft. Seit 1970 werden die GGO und deren Aktualisierungen veröffent-
licht (siehe GMBl vom 5.2.1970). Größere Neufassungen der GGO II wurden
in 1976 und 1996 vorgenommen sowie in 2000 mit einer kompletten Novellie-
rung, bei der Allgemeiner und Besonderer Teil der GGO zusammengeführt und
die GGO grundlegend überarbeitet und gekürzt wurde. Dabei wurden auch erst-
malig besondere Organisationsformen eingeführt und somit "alternative" Orga-
nisationseinheiten in der Bundesverwaltung formal institutionalisiert. Alle wei-
teren Änderungen wurden eher unregelmäßig und zumeist kleinteilig oder re-
daktionell vorgenommen. Dabei haben sich die Vorgaben der GGO allgemein
im Zeitverlauf reduziert, allerdings blieb die grundsätzliche Aufbauorganisation
der Ministerien unangetastet (Bogumil/Jann 2009: 156; siehe König 2015:
336). Obwohl es in der GGO I im Hinblick auf die Aufbauorganisation bis zur
Novellierung 2000 noch sehr restriktiv hieß "Selbständige Stellen, Ämter, Son-
derreferate und dgl. sollen außerhalb der Abteilungen oder Unterabteilungen
nicht eingerichtet werden" (BMI 1958), entwickelten sich insbesondere in den
Leitungsbereichen der Ministerien verschiedene Formate für Organisationsein-
heiten seit den 1960er Jahren, darunter auch "Ministerbüros" (Hoffmann 2003:
37).

Zu den gemeinsamen Organisationsvorgaben gehört u.a. die Definition der
organisatorischen Kernelemente der Bundesministerien. Dazu zählen neben den
Referaten, die als "Arbeitsmuskel" der Ministerien fungieren und in dieser Stu-
die nur mittelbar analysiert werden, folgende Organisationseinheiten (BMI
2011):
– Abteilungen, die mindestens fünf Referate umfassen müssen;
– Unterabteilungen, die eingerichtet werden, wenn sie erforderlich sind;

3.3

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien  25

https://doi.org/10.5771/9783845294353 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845294353
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


– Organisationseinheiten mit Stabsfunktion, vor allem zur Unterstützung der
Leitung;

– Projektgruppen für "zeitlich befristete, komplexe Aufgaben, die einen über-
greifenden Personaleinsatz erfordern";

– Beauftragte der Bundesregierung, die Bundesbeauftragten, sowie Koordi-
natorinnen und Koordinatoren der Bundesregierung.

Strukturveränderungen als Modifikation von Ressourcen

Schließlich sind binnenorganisatorische Strukturen eng mit Ressourcen und so-
mit Personal- und Budgetfragen verknüpft. Organisationseinheiten sind mit
Planstellen im Personalplan hinterlegt, die auch bei Entscheidungen zur Re-
strukturierung von Organisationeinheiten eine erhebliche Rolle spielen können.
Vereinfacht lässt sich sagen, dass der Zugewinn oder Verlust von Einheiten für
die jeweils übergeordnete Organisationseinheit auch immer mit einem Gewinn
oder Verlust von Planstellen und finanziellen Ressourcen einhergeht.

Die finanziellen Ressourcen sowie Plan- bzw. Sollstellen der Bundesminis-
terien werden in den jährlichen Einzelplänen der Bundeshaushaltplanes veran-
schlagt, der eine Anlage des Bundeshaushaltsgesetzes darstellt und jährlich neu
ausgehandelt beziehungsweise begründet werden muss. Insofern sind geplante
größere binnenorganisatorische Veränderungen auch sinnvoll in den Zyklus des
Haushaltsjahres einzupassen – insbesondere, wenn sie nicht als Gegenstand der
strukturellen Veränderungen nach Bundestagswahlen gelten (welche zumeist
eine parlamentarische Schnellbefassung im Haushaltsausschuss erfahren, vgl.
Mayntz/Scharpf 1975: 122ff).

Die interne Ressourcenplanung der Häuser kann durch mehrstufige Verfah-
ren einer Aufgabenkritik und Prozessoptimierung mit anschließender Personal-
bedarfsermittlung verbunden sein (BMI/BVA 2018: 133). Das alternative Ver-
fahren zur Personalbedarfsermittlung, womit Bundesministerien schneller auf
aktuelle Erfordernisse reagieren können, verbindet die Ziele und Aufgaben der
Ressorts mit der Personalbedarfsermittlung. Es dient als "Argumentations-
grundlage für die Beantragung neuer Planstellen", indem festgestellt wird, ob
der "Mehrbedarf" von Ressourcen begründet und neue Aufgaben nicht mit be-
reits beantragten Ressourcen zu erledigen seien (BMI/BVA 2018: 119ff.). So-
mit sind Organisationsfragen oft auch Ressourcenfragen.

Daraus ergeben sich weitere Implikationen, auch in personalwirtschaftli-
cher Hinsicht. Insbesondere in den durchgeführten qualitativen Experteninter-
views wurde immer wieder deutlich, wie wichtig die Auswahl der jeweiligen
Leitung einer Organisationseinheit ist und welche strukturellen Konsequenzen
sich aus dieser Rekrutierungsentscheidung ergeben. Aufgrund der dienstrechtli-

3.4
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chen Vorgaben zur Laufbahn und Eingruppierung und insbesondere der Korre-
spondenz zwischen Laufbahngruppen und Kompetenzen bzw. Leitungsspanne
wird die Entscheidung für oder wider einer Organisationsveränderung auch da-
ran ausgerichtet, ob und inwiefern die jeweilige Leitungsperson auf den forma-
len Zuschnitt der Einheit passt. Soll die nächste Beförderungsstufe erreicht wer-
den, wird gelegentlich für den Aufwuchs bzw. eine neue Hierarchieebene für
die Organisationseinheit entschieden (etwa in Nähe der politischen Leitung,
wenn Leitungsstäbe im Rang einer Unterabteilung in Abteilungen umgewandelt
werden, um der Leitung der Einheit die Position eines Ministerialrats bzw. Mi-
nisterialrätin und die entsprechende Besoldung zu ermöglichen). Der umge-
kehrte Fall einer Verkleinerung der formalen Kompetenzen, die z.B. zu "Klein-
streferaten" führen kann (vgl. Jann 1997: 29), wurde in dieser Studie nicht nä-
her untersucht, da sie nahezu ausschließlich auf der untersten hierarchischen
Ebene auftritt.

Zwischenfazit

Zusammenfassend gilt das Ressortprinzip als bedeutendstes Prinzip für die
Ausgestaltung der Formalorganisation von Bundesministerien. Dabei wird der
Gestaltungsspielraum der Bundesministerinnen einzig von den Organisationser-
lassen der Bundeskanzlerin beschränkt, die den Ressortzuschnitt vorgeben und
damit binnenorganisatorische Implikationen für die betroffenen Ressorts auslö-
sen. Auch sind die von den Ressorts gemeinsam beschlossenen Organisations-
prinzipien in der GGO von Bedeutung. Das Kabinettsprinzip hingegen hat eine
nachgeordnete Bedeutung für die Stabilität und Flexibilität der Binnenorganisa-
tion der Bundesministerien, wobei konsensual über diesbezügliche Regierungs-
initiativen entschieden werden kann, wie etwa bei der Einrichtung des Sachver-
ständigenrats "Schlanker Staat" in 1995, dessen Existenz und Handlungsemp-
fehlungen strukturelle Implikationen für diverse Bundesministerien auslöste
(Jann/Wewer 1998: 17).

3.5
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Methodisches Vorgehen

In diesem Kapitel wird das methodische Vorgehen für die empirischen Analy-
sen dieser Studie erläutert. Im Folgenden wird auf die Datengrundlage und
Quellen sowie die zentralen Bezugsgrößen der empirischen Datenerhebung und
die wichtigsten untersuchungsleitenden Definitionen eingegangen.

Datengrundlage und Quellen

Die Datengrundlage für diese Publikation bildet ein quantitativer Datensatz, der
sämtliche Strukturveränderungen in der Aufbauorganisation von Bundesminis-
terien und dem Bundeskanzleramt von 1980 bis 2015 erfasst. Der Datensatz ist
analog zu weiteren nationalen Datensätzen im Rahmen eines vergleichenden
Forschungsprojekts erhoben worden.7 Die zentralen Quellen unserer empiri-
schen Datenerhebung sind Dokumente mit Beschreibungen der Binnenorgani-
sation der Bundesministerien. Hierzu zählen die Organisationserlasse der Bun-
deskanzlerin, insbesondere für Informationen zu Änderungen des Ressortzu-
schnitts, sowie die Organigramme aller obersten Bundesbehörden. Je nach Fre-
quenz der Veröffentlichung dieser Organisationspläne können die Veränderun-
gen einzelner Einheiten auch mehrfach innerhalb eines Jahres erfasst werden.
Schließlich wurden die Staatshandbücher als weitere Erhebungsgrundlage her-
angezogen. Diese bieten jeweils zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses einen
Hinweis auf binnenstrukturelle Veränderungen in den Bundesministerien und
ergänzen somit die Informationen der verfügbaren Organigramme.

Das Strukturereignis als Bezugspunkt der Primärerhebung

In Weiterentwicklung früherer Organisationsstrukturanalysen (Hood et al.
1985; Nethercote 2000: 97-98; Wettenhall 1976a: 10; Wettenhall 1976b: 431)
wurden für die Erstellung des Datensatzes zunächst sämtliche Veränderungen
bestehender Organisationseinheiten im Zeitverlauf identifiziert und in den Da-
tensatz aufgenommen. Eine solche Orientierung am "strukturellen Ereignis"
findet zunehmend Anwendung in der Organisationsstrukturanalyse (etwa Rol-

4.

4.1

4.2

7 Für weitere Informationen zum Forschungsprojekt “Strukturen und Organisation von Regierun-
gen” (SOG-PRO) siehe www.sog-pro.eu. Die Partner sind Forschungsteams aus Frankreich
(Science Po), Großbritannien (Universität Exeter) und den Niederlanden (Universität Leiden).

https://doi.org/10.5771/9783845294353 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845294353
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


land/Roness 2011: 404-405; Wynen et al. 2016: 8; Kuipers et al. 2017). Der da-
raus resultierende ereignisbasierte Datensatz aller Bundesministerien sowie des
Bundeskanzleramts umfasst insgesamt 4.874 Fälle zwischen 1980 und 2015.

Grundsätzlich ermöglicht eine solche Betrachtung der Strukturereignisse
bzw. "Transitionen" von Einheiten die Einordnung verschiedener idealtypischer
Ereignisse (vgl. Rolland/Roness 2012; MacCarthaigh et al. 2012; MacCart-
haigh/Roness 2012; Carroll et al. 2018):
– Strukturereignisse, bei denen dieselbe Einheit an der Veränderung beteiligt

ist und auch anschließend existiert, etwa Namensänderungen;
– Strukturereignisse, bei denen eine Einheit an der Veränderung beteiligt ist,

anschließend aber mehrere Einheiten existieren (etwa die Splittung einer
Organisationseinheit in mehrere Organisationseinheiten). Ebenso Struktur-
ereignisse, bei denen mehrere Einheiten an der Veränderung beteiligt sind,
danach aber nur eine Einheit aus der Veränderung hervorgeht;

– Strukturereignisse, bei denen mehrere Einheiten an der Veränderung betei-
ligt sind und auch anschließend mehrere Einheiten existieren, d.h. komple-
xe Reorganisationen.

Diese ereignisbezogene Datenerhebung kann für die empirische Analyse unter-
schiedlich aufbereitet werden. Neben der Betrachtung der Strukturereignisse
und deren Häufigkeit sowie der Anzahl der Organisationseinheiten, die von die-
sen Strukturereignissen betroffen sind, lässt sich ein Zeitreihendatensatz erstel-
len, welcher für jeden Zeitpunkt bzw. Zeitraum die Anzahl der Organisations-
einheiten bzw. Strukturereignisse ausweisen kann.

Erläuterung zur Grundgesamtheit

Die Organisationseinheiten der Bundesministerien unterscheiden sich struktu-
rell in verschiedener Weise.8 Die Grundgesamtheit der vorliegenden Studie be-
steht aus allen Organisationseinheiten auf der ersten und zweiten untergeordne-
ten hierarchischen Ebene innerhalb der Bundesministerien und des Bundes-
kanzleramts (siehe unten), die von 1980 bis 2015 existieren. Genauer lassen sie
sich hinsichtlich zweier Dimensionen einordnen: Ihre hierarchische Ebene so-
wie ihr temporales Mandat (siehe Tabelle 1).

4.3

8 Weitere typische strukturelle Eigenschaften wären die formale Anbindung in die bürokratische
Hierarchie (als Stabs- oder Linieneinheit) oder die Arbeitskapazität von Einheiten (als Anzahl
von untergeordneten Einheiten, siehe Bertels/Schulze-Gabrechten 2018).
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(1) Hierarchische Dimension: Die erste Dimension beschreibt die formale Hier-
archieebene einer Organisationseinheit und damit ihre jeweiligen formalen
Kompetenzen und Ressourcen sowie die Nähe bzw. Distanz zur politischen
Leitung und Art und Weise der Einbindung in den exekutiven Entscheidungs-
prozess. Für die Bundesministerien ergeben sich maximal vier Ebenen:
– Ebene 0 = politische Leitung, inkl. beamtete und parlamentarische Staats-

sekretäre
– Ebene -1 = die darauffolgende untergeordnete hierarchische Ebene (häu-

figste Organisationseinheit ist die Abteilung)
– Ebene -2 = die darauffolgende untergeordnete hierarchische Ebene (häu-

figste Organisationseinheit ist die Unterabteilung)
– Ebene -3 = die darauffolgende untergeordnete hierarchische Ebene (häu-

figste Organisationseinheit ist das Referat)

(2) Temporale Dimension

Aufgrund der zeitlichen Mandatierung einer Organisationseinheit zum Zeit-
punkt ihrer Erstellung lassen sich permanente und temporäre Einheiten unter-
scheiden. Ein temporäres Mandat besteht immer dann, wenn die Einheit zum
Zeitpunkt ihrer Gründung ein "Verfallsdatum" erhält, sei es durch Angabe einer
exakten Laufzeit oder durch eine definierte temporäre Aufgabe (Mayntz/
Scharpf 1975: 76; Scott/Davis 2016: 130). Ungeachtet dessen können sich auch
Einheiten mit einem permanenten Mandat als recht kurzlebig erweisen.

Typologie von Organisationseinheiten

Einheiten
mit Kodifizierung in der GGO

Weitere Einheiten

Level permanent temporär – Arbeitsgruppe
– Gruppe
– Stellen
– Stäbe
– Ressort-

beauftragte

-1 – Abteilung;
– Beauftragte der Bundes-

regierung, Bundesbeauf-
tragte, Koordinatorinnen
der Bundesregierung;

– Organisationseinheit mit
Stabsfunktion

– Projektgruppe

-2 – Unterabteilung;
– Organisationseinheit mit

Stabsfunktion

– Projektgruppe;
– Organisationseinheit mit

Stabfunktion
-3 – Referat  

Hinweis: Die Grundgesamtheit umfasst weitere Typen wie beispielsweise Zentren oder Außenstel-
len.

Tabelle 1:
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Die vorliegende Studie konzentriert sich auf sämtliche Einheiten auf den Ebe-
nen 0 bis -2, somit sind Referate ausgeschlossen, es sei denn sie sind de facto
auf Ebene -2 angesiedelt (durch direkte Anbindung unter eine Organisations-
einheit auf Ebene -1, etwa im Leitungsbereich oder unter eine Abteilungslei-
tung in der Linienorganisation). Hinsichtlich des temporalen Mandats wird kei-
ne Vorauswahl getroffen und stattdessen werden alle Organisationseinheiten be-
rücksichtigt, unabhängig von ihrer temporalen Mandatierung. Dennoch ist diese
Unterscheidung sinnvoll, um die Vielfalt an Typen von Organisationseinheiten
zu erfassen (siehe Kap. 5.3).

Sämtliche empirische Analysen in dieser Publikation konzentrieren sich auf
die Gesamtpopulation von Organisationeinheiten in den Bundesministerien,
die Einheiten des Bundeskanzleramtes sowie einzelne Referate wurden exklu-
diert (für die singuläre Analyse zur Binnenstruktur des Bundeskanzleramts
siehe Kap. 6.3).

Definition von Geschäftsbereichen

Die Längsschnittstudie über mehrere Jahrzehnte beinhaltet zwangsläufig auch
diverse Veränderungen auf Ebene der Geschäftsbereiche bzw. Portfolios, die
wir zur besseren Lesbarkeit in Portfolios mit Stand Dezember 2015 umdefinie-
ren. Dabei berücksichtigen wir sämtliche Veränderungen auf Ebene der Bun-
desministerien und deren jeweilige Vorgänger und Nachfolger (siehe Tabelle 2).

Definition der Portfolios 1980-2015

Portfolio Bundesministerien
Arbeit und Soziales BM für Arbeit und Sozialordnung (BMA, 1980-2002), BM für Arbeit und

Soziales (BMAS, 2005-2015)
Auswärtiges Auswärtiges Amt (AA, 1980-2015)
Bildung und Forschung BM für Forschung und Technologie (BMFT, 1980-1994) + BM für Bildung

und Wissenschaft (BMBW, 1980-1994), BM für Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Technologie (BMBF, 1994-1998), BM für Bildung und
Forschung (BMBF, 1998-2015)

Entwicklungszusammenarbeit BM für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ, 1980-1993), BM für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ, 1993-2015)

Familie BM für Jugend, Familie und Gesundheit (BMJFG, 1980-1986), BM für
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (BMJFFG, 1986-1991), BM für
Frauen und Jugend (BMFJ, 1991-1994) + BM für Familie und Senioren
(BMFuS, 1991-1994), BM für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ, 1994-2015)

4.4

Tabelle 2:
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Portfolio Bundesministerien
Finanzen BM der Finanzen (BMF, 1980-2015)
Gesundheit BM für Gesundheit (BMG, 1991-2002), BM für Gesundheit und soziale

Sicherung (BMGS, 2002-2005), BM für Gesundheit (BMG, 2005-2013),
Innerdeutsche Beziehungen BM für innerdeutsche Beziehungen (BMB, 1980-1991)
Inneres BM des Innern (BMI, 1980-2015)
Justiz BM der Justiz (BMJ, 1980-2013), BM der Justiz und Verbraucherschutz

(BMJV, 2013-2015)
Landwirtschaft BM für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML, 1980-2001), BM für

Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL, 2001-2005),
BM für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV,
2005-2013), BM für Ernährung und Landwirtschaft (BML, 2013-2015)

Post BM für das Post- und Fernmeldewesen (BMP, 1980-1989), BM für Post
und Telekommunikation (BMPT, 1989-1997)

Umwelt BM für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU, 1986-2013),
BM für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB,
2013-2015)

Verkehr BM für Verkehr (BMV, 1980-1998) + BM für Raumordnung, Bauwesen
und Städtebau (BMBau, 1980-1998), BM für Verkehr, Bau und Woh-
nungswesen (BMVBW, 1998-2005), BM für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS, 2005-2013), BM für Verkehr und Digitale Infrastruktur
(BMVI, 2013-2015)

Verteidigung BM der Verteidigung (BMVg, 1980-2015)
Wirtschaft BM für Wirtschaft (BMWi, 1980-1998), BM für Wirtschaft und Technolo-

gie (BMWi, 1998-2002), BM für Wirtschaft und Arbeit (BMWA,
2002-2005), BM für Wirtschaft und Technologie (BMWi, 2005-2013), BM
für Wirtschaft und Energie (BMWi, 2013-2015)

Bemerkung: Die etwaige Koexistenz zweier Bundesministerien im gleichen Portfolio wird durch
ein "+" angezeigt. Zur besseren Lesbarkeit wird "Bundesministerium" als "BM" abgekürzt.

Für die Bundesministerialverwaltung muss zudem eine historische Besonder-
heit berücksichtigt werden. In Folge der deutschen Wiedervereinigung wurde
mit Beschluss des Bundestages vom Juni 1991 (BT-Drucksache 12/815) und
dem daraus resultierenden Bonn-Berlin-Gesetz (1994) der Teilumzug der Re-
gierung in die neue Bundeshauptstadt Berlin veranlasst. Inhaltlich fußte der Be-
schluss auf dem sogenannten "Kombinationsmodell", welches eine Aufteilung
der Ministerialtätigkeit auf die vormalige Bundeshauptstadt Bonn, in der die
meisten Arbeitsplätze innerhalb der Ministerien verbleiben sollten, und Berlin
vorsah (Westkamp 1997: 9). Darüber hinaus sollten künftig mindestens zwei
Bundesministerien ihren ersten Dienstsitz in Bonn behalten (ebd.).
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Somit hat die Wiedervereinigung zwar Veränderungen in der Struktur der
Bundesministerien nach sich gezogen, allerdings keine umfassende Neustruktu-
rierung ausgelöst (vgl. König 1997; Schröter 2007: 258). Die Benennung von
fünf Bundesministerinnen ohne Geschäftsbereich ins Kabinett hatte keine wei-
teren organisatorischen Konsequenzen, weil sie nicht über einen eigenen minis-
terialen Unterbau verfügten.

Zunächst wurde in 1991 das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen ohne strukturellen Nachfolger aufgelöst. Gleichzeitig begannen die
Bundesministerien Außenstellen in Berlin einzurichten, die u.a. den Umzug der
Teilbereiche der Ministerien von Bonn nach Berlin orchestrieren sollten. Wäh-
rend es sich bei einigen Außenstellen eher um kleine "Umzugszentralen" han-
delte, wurden in den Außenstellen anderer Häuser auch Facheinheiten angesie-
delt wie exemplarisch in der Außenstelle des Bundesjustizministeriums oder
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Seit dem
Teilumzug der Bundesregierung haben alle Ressorts neben den ersten Dienstsit-
zen, die sich entweder in Bonn oder Berlin befinden, eine weitere Dienstelle
entweder in der Bundesstadt Bonn oder in der Hauptstadt Berlin (siehe Tabelle
3).
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Erster Dienstsitz der Bundesministerien

Portfolio Berlin Bonn
Finanzen x  
Inneres x  
Auswärtiges x  
Wirtschaft x  
Justiz x  
Arbeit und Soziales x  
Verteidigung  x
Landwirtschaft  x
Familie x  
Gesundheit  x
Verkehr x  
Umwelt x  
Bildung und Forschung  x
Entwicklungszusammenarbeit  x

Stand: Mai 2018

Zum heutigen Zeitpunkt haben insgesamt noch fünf Bundesministerien ihren
offiziellen ersten Dienstsitz in Bonn. Diese Entwicklung korrespondiert mit den
Vorgaben des Bonn-Berlin-Gesetzes. Allerdings variiert die Verteilung der
Dienstposten zwischen beiden Dienstsitzen. So hat etwa das Bundesministeri-
um der Justiz und für Verbraucherschutz derzeit nur vier Beschäftigte am zwei-
ten Dienstsitz in Bonn.9 Auch gibt es Fälle, in denen der offizielle erste Dienst-
sitz nicht den Standort widerspiegelt, an dem auch die meisten Beschäftigten
des Ministeriums angesiedelt sind. So lassen sich derzeit 552 der ca. 1.245 Mit-
arbeiterinnen des Bundesministeriums für Verkehr und Digitale Infrastruktur
am ersten Dienstsitz in Berlin verorten, während die Mehrzahl von 693 Mitar-
beiterinnen in Bonn tätig ist.10

Tabelle 3:

9 http://www.bmjv.de/ (abgerufen 4.5.2018).
10 http://www.bmvi.de/ (abgerufen 4.5.2018).
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Die formale Binnenorganisation der
Bundesverwaltung

Das folgende Kapitel beschreibt die zentralen Erkenntnisse der Organisations-
strukturanalyse der Bundesministerien. Dabei werden zunächst die Dynamiken
des "Grundgerüsts" sowie der häufigsten weiteren Typen von Organisationsein-
heiten betrachtet. Ferner werden die strukturellen Dynamiken für diese Gesamt-
population dargestellt. Abschließend werden die Arten der Veränderungen ge-
nauer betrachtet, um die jeweiligen Implikationen für Organisationsressourcen
im Zeitverlauf zu betrachten.

Die Organisation des "Grundgerüsts"

Eine erste Übersicht zeigt die Stabilität der internen Organisation von Bundes-
ministerien, wenn man sich mit deren "Grundgerüst" befasst, d.h. den perma-
nenten Abteilungen11 und Unterabteilungen12 sowie den Leitungseinheiten
(siehe Abb. 1). Zu diesen Leitungseinheiten zählen Organisationseinheiten mit
direkter Anbindung an die politische Leitung sowie Leitungsabteilungen, in de-
nen Referate bestehen. Heutzutage werden diese zumeist als "Leitungsberei-
che" oder "Leitungsstäbe" bezeichnet oder sind als Leitungsabteilungen in der
Linie angeordnet. Zu früheren Zeitpunkten unserer Analyse wurden Leitungs-
funktionen hingegen von singulären Referaten auf der Leitungsebene ausgeübt,
die nicht übergeordneten Organisationseinheiten zugewiesen waren, etwa als
Büro der Ministerin oder als Pressestelle.

Stabilität bei Abteilungen und Flexibilität bei Unterabteilungen

Die Anzahl von ca. 110 Abteilungen in den Bundesministerien bleibt im Zeit-
verlauf weitgehend unverändert, während die durchschnittlich ca. 240 Unterab-
teilungen, die auch als die "Leitungszwischenschicht" (König 2015: 277) be-
zeichnet werden, mehr Dynamiken aufweisen (siehe Abb. 1).

5.

5.1

11 Hierzu gehören auch die bis 2011 existierenden Führungsstäbe im Bundesministerium der Ver-
teidigung, die in 2012 in Abteilungen überführt wurden.

12 Hierzu zählen auch die bis 2011 im Bundesministerium der Verteidigung bestehenden Stabs-
abteilungen sowie die seit 2001 im Auswärtigen Amt existierenden Beauftragten, die an Stelle
der vormaligen Unterabteilungen eingesetzt wurden.
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Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich die Zahl der Unterabteilungen deutlich re-
duziert. Dieser Abbau kann zum einen auf die Verringerung der Zahl der Bun-
desministerien zurückgeführt werden, so wurden etwa die Bundesministerien
für innerdeutsche Beziehungen und für Post und Telekommunikation in den
1990er Jahren abgeschafft. Ebenso wurden diverse Bundesministerien zusam-
mengefasst, etwa im Bereich Familie und im Bereich Bildung und Forschung.
Zum anderen hat die Reforminitiative "Schlanker Staat" zu einer Verschlan-
kung der Strukturen der Bundesministerien in diesem Zeitraum beigetragen
(vgl. Jann/Wewer 1998). Allerdings ist die Zahl der Unterabteilungen seit Ende
der 2000er Jahre wieder leicht angestiegen während die Anzahl der Abteilun-
gen und Ministerien stabil geblieben ist.

Anzahl zentraler Organisationseinheiten
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Bemerkung: Die Angaben beziehen sich auf den 1.1. des jeweiligen Jahres.

Der Vergleich der Anzahl der Abteilungen und Unterabteilungen im Zeitverlauf
verdeutlicht, dass die Errichtung bzw. Auflösung einer Unterabteilung weniger
mit Blick auf die übergeordnete Abteilung quasi aus einer top-down-

Abb. 1:
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Perspektive entschieden wird (mit der Frage: Wie viele bzw. welche Unterabtei-
lungen werden in dieser Abteilung organisiert). Stattdessen ist es plausibel an-
zunehmen, dass die Zahl der Unterabteilungen sich eher nach anderen Prämis-
sen ausrichtet. Dazu gehört die funktionale Orientierung aus einer bottom-up-
Perspektive (mit der Frage: Wie viele bzw. welche Referate werden in dieser
Unterabteilung organisiert). Daneben kann für Unterabteilungen aber mindes-
tens ein weiteres strukturelles Charakteristikum eine Rolle spielen: Während
Abteilungsleiterinnen als politische Beamte jederzeit ohne Angabe von Grün-
den in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, sind Unterabtei-
lungsleiterinnen vor solchen (Personal-)Entscheidungen gefeit. Daraus kann im
strukturellen Aufbau der Bundesministerien durchaus eine gewisse "Entkopp-
lung" der Anzahl der Unterabteilungen von der Anzahl der Abteilungen folgen.

Struktureller Ausbau der Leitungsbereiche

Die Zahl der Leitungseinheiten mit eigenen Referaten ist im Zeitverlauf deut-
lich angestiegen. Während zu Beginn des Untersuchungszeitraums in den
1980er Jahren nur drei bis maximal sechs Bundesministerien derartige Einhei-
ten mit organisatorischem Unterbau besaßen und die Mehrheit der Ministerien
stattdessen nur singuläre Referate auf Leitungsebene organisierte, ist inzwi-
schen in jedem Ressort eine solche Leitungseinheit mit untergeordneten Refera-
ten eingerichtet und als Standardorganisationsformat etabliert (Hustedt 2013:
263-264). Zumeist werden diese Leitungseinheiten als Stab organisiert ("Lei-
tungsstab" oder "Leitungsbereich"). Seit den 2000er Jahren wurden sie aber
auch in mindestens drei Bundesministerien als "Leitungsabteilung" in der Linie
organisiert. Daneben werden Leitungsfunktionen auch in "Leitungs- und Kom-
munikationsabteilungen" oder "Leitungs- und Planungsabteilungen" bzw.
"Grundsatzabteilungen" in der Linie wahrgenommen (vgl. Fleischer 2012).

Die durchschnittliche Anzahl der untergeordneten Referate in diesen Lei-
tungseinheiten hat sich im Zeitverlauf in etwa verdoppelt. Dies spiegelt auch
die Ausdifferenzierung der Aufgaben wider, die in diesen Leitungseinheiten
ausgeübt werden. Auch kann die zunehmende Größe der Leitungsbereiche als
eine Erweiterung des "Reservoirs" für Einstellungen und Beförderungen einzel-
ner Mitarbeiterinnen interpretiert werden, denen zumeist eine politische Nähe
zur Hausleitung attestiert wird (Hustedt 2013: 264; König 2015: 90).
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Zur Vielfalt "unorthodoxer" Organisationseinheiten

Die folgende Analyse untersucht die organisationale Vielfalt jener Organisati-
onseinheiten in den Bundesministerien, die nicht zum strukturellen "Grundge-
rüst" gehören (siehe Kap. 5.1). Da sie nicht über den kompletten Untersu-
chungszeitraum in der GGO kodifiziert waren, wurden diese Einheiten auf-
grund ihrer gehäuften Existenz in mehr als einem Bundesministerium identifi-
ziert (siehe Abb. 2). Hierzu zählen:
– Arbeitsgruppen,
– Gruppen,
– Stellen,
– Stäbe,
– Ressortbeauftragte,
– Beauftragte/Koordinatorinnen Bund (seit 2000 in der GGO),
– Projektgruppe (seit 2000 in der in GGO)

Organisationseinheiten jenseits des Grundgerüsts

0%

5%

10%

15%

1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015

A
nt

ei
l d

er
 O

rg
an

is
at

io
ns

ei
nh

ei
te

n

Arbeitsgruppe

Gruppe

Stellen

Stäbe

Ressortbeauftragte

Beauftragte/Koordinatorinnen Bund

Projektgruppe

Bemerkung: Der Anteil von Organisationseinheiten wurde monatlich ermittelt als Verhältnis der
"unorthodoxen" Einheiten zur Gesamtpopulation.

5.2

Abb. 2:
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Zunächst wird deutlich, dass der Anteil dieser weiteren Einheiten im Zeitver-
lauf deutlich zunimmt. Während diese Organisationseinheiten im Januar 1980
lediglich 7,4% der Einheiten in der Ministerialverwaltung auf Bundesebene
ausmachten, liegt ihr Anteil im Dezember 2015 bei 18%. Zudem stagniert der
Anteil dieser Organisationseinheiten bis Mitte der 1990er Jahre, bis auf einen
leichten Anstieg zwischen 1989 und 1991. Ab 1995 allerdings ist ein deutlicher
Anstieg dieser Organisationseinheiten erkennbar. Interessant ist der starke An-
stieg dieser Typen von Organisationseinheiten insbesondere im Hinblick da-
rauf, dass das „Grundgerüst“ von Abteilungen, Unterabteilungen und Leitungs-
einheiten vergleichsweise stabil geblieben ist (siehe Kap. 5.1).

Arbeitsgruppen enthalten Arbeits-, Koordinierungs-, Planungs- und Prüf-
gruppen. In den 1980er Jahren gab es in der gesamten Bundesregierung maxi-
mal drei solcher Organisationeinheiten parallel, im Jahr 2015 sogar nur eine Or-
ganisationseinheit. Häufiger hingegen wurde unter der rot-grünen Bundesregie-
rung auf dieses Organisationsformat zurückgegriffen (sechs bis neun gleichzei-
tig existierende Einheiten dieser Kategorie).

Gruppen wurden bereits in 1980 als Organisationseinheiten genutzt, ihr
Anteil schwankt im Zeitverlauf recht stark. Während in 1980 ca. 2,1% aller Or-
ganisationseinheiten Gruppen waren, fiel ihr Anteil auf 0,2% in den 1990er
Jahren. Einen deutlichen Aufschwung erleben Gruppen in den Jahren 2005
bis 2007, ihr Anteil stieg damit wieder auf ca. 2,2% (aber die Gesamtzahl der
"unorthodoxen" Einheiten war zu diesem Zeitpunkt deutlich höher als zu Be-
ginn des Untersuchungszeitraums). Der starke Anstieg von zwei auf acht Grup-
pen geht dabei auf eine ressortinterne Restrukturierung im Bundesgesundheits-
ministerium zurück.

Stellen beinhalten etwa Geschäfts-, Koordinierungs- und Stabstellen, wo-
bei Geschäftsstellen den größten Anteil ausmachen. Als Organisationseinheit
wurden Stellen erstmals 1985 eingesetzt. Bis 1999 wurde nur sehr vereinzelt
auf Stellen zurückgegriffen (eine bis max. vier parallel existierenden Stellen).
Einen Aufschwung erleben Stellen seit 2010 mit einer maximalen Anzahl von
17 Stellen in 2014. Am häufigsten arbeiten Stellen Kommissionen, Beauftrag-
ten und Koordinatorinnen zu (bspw. "Geschäftsstelle des Drogenbeauftragten
der Bundesregierung", "Geschäftsstelle Unabhängige Kommission Zuwande-
rung"). Somit hängt der Anstieg der Stellen im Zeitverlauf auch mit der Aus-
weitung der Kategorie Beauftragte/Koordinatorinnen des Bundes zusammen.

Stäbe umfassen alle Einheiten, die "Stab" in ihrer Denomination tragen,
mit Ausnahme von Leitungsstäben. Somit zählen zu dieser Kategorie auch Ar-
beitsstäbe, Planungsstäbe und Koordinationsstäbe sowie ressortspezifische Or-
ganisationsstäbe, die lediglich in der Binnenorganisation des Auswärtigen Am-
tes auftreten. Diese Stäbe machen den zweithöchsten Anteil an allen
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"unorthodoxen" Einheiten aus. Während der Anteil von Stäben in 1980 noch
bei 1,6% lag, wuchs er in 2015 auf 4%.

Ressortbeauftragte sind Beauftragte in Bundesministerien, die laut ihrer
Denomination keine Funktionen für die Bundesregierung als Ganzes ausüben,13

hierzu zählen auch die wenigen ressortspezifischen Koordinatorinnen. Diese
bilden die größte Kategorie der Organisationseinheiten jenseits des Grundge-
rüsts. Während Ressortbeauftragte in 1980 nur einen Anteil von 1,8% an der
Gesamtpopulation ausmachten, ist ihr Anteil im Zeitverlauf mit kleineren
Schwankungen deutlich gestiegen und liegt seit 2003 durchschnittlich zwischen
4 und 6% im Verhältnis zur Gesamtpopulation (maximal 31 Ressort-
beauftragte).

Beauftragte/Koordinatorinnen Bund hingegen beinhalten nur jene Beauf-
tragte mit Mandat für die gesamte Bundesregierung und somit einer ressort-
übergreifenden Funktion. Der Anteil dieser Beauftragten an der Gesamtpopula-
tion stieg von 0,9% (in 1980) auf 2,7% (in 2015). Seit 2000 sind diese in der
GGO als besondere Organisationsform aufgeführt. Ihren Höchstwert erreichen
die Beauftragten/Koordinatorinnen Bund unter der schwarz-gelben Bundesre-
gierung (im Dezember 2005) mit einem Anteil von 3,3% (absolute Anzahl von
17 Einheiten). Deutlich erkennbar spiegeln auch diese Ergebnisse die insbeson-
dere seit der rot-grünen Bundesregierung angestiegene "Beauftragten-Welle"
wider (FAS 2018). Gemeinhin werden diese Positionen auch zur Befriedung
von Interessen jener Parteiflügel bzw. Regionalverbände verwendet, die im
Rahmen von Koalitionsverhandlungen nicht zufriedenstellend bei der Vertei-
lung der Ämter an Ministerinnen und Staatssekretärinnen bedacht wurden
(siehe u.a.: Derlien 2001, Derlien/Murswieck 2001: 11; Fuchs 1985; FAS
2018).

Projektgruppen existieren in 1980 mit einem geringen Anteil von 0,05%
und erreichten ihren höchsten Anteil zum Ende des Beobachtungszeitraums in
2015 mit 2.7% (14 Projektgruppen). Die Projektgruppen sind ebenfalls seit
2000 in der GGO als besondere Organisationsform kodifiziert. Besonders häu-
fig gibt es Projektgruppen im Bundesinnenministerium, aber auch in den Res-
sorts für Bildung und Forschung, Gesundheit und Familie. Eine erste hohe Zahl
von Projektgruppen existierte zum Ende der rot-grünen Bundesregierung, die
sich auch in der ersten Großen Koalition unter Merkel fortsetzt (von 2,2% in
2005 auf 2,4% in 2007). Häufig werden Projektgruppen für Strukturreformen
und Modernisierungsprojekte errichtet, bspw.

13 Exkludiert sind Frauen- bzw. später Gleichstellungsbeauftragte und Datenschutzbeauftragte, da
diese qua Gesetz in jedem Ressort ernannt sein müssen sowie diejenigen Beauftragten in der
Binnenorganisation des Auswärtigen Amtes, die seit der internen Strukturreform 2001 die Un-
terabteilungen ersetzt haben.
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– Projektgruppe "Strukturreform Bahn",
– Projektgruppe "Neuorganisation Bundespolizei",
– Projektgruppe "Verwaltungsmodernisierung im Bund-Länder-Verhältnis –

Föderalismusreform II").
Ebenso finden sie zur Bearbeitung größerer Themenkomplexe Anwendung, u.a.
– Projektgruppe "Zukunft Familie",
– Projektgruppe "Zukunft Bildung",
– Projektgruppe "Asylbewerber- und Flüchtlingsaufnahme" und
– Projektgruppe "Zuwanderung"
oder im Kontext der Planung von Veranstaltungen, etwa
– Projektgruppe "Verkehr Fußball-WM 2006"
Projektgruppen werden vor allem dann eingesetzt, wenn innerhalb eines be-
stimmten Zeitrahmens prioritäre Aufgaben zu erfüllen sind, die nur durch die
Zusammenarbeit von Expertinnen aus verschiedenen Organisationseinheiten
oder über Ressorts hinweg bewältigt werden können (siehe auch Mayntz/
Scharpf 1975).

Die Vielfalt unorthodoxer Organisationseinheiten im Zeitverlauf

Nach Regierungswechseln ohne Kanzlerkontinuität in 1998, 2005 und 2013
lässt sich jeweils ein Anstieg der hier betrachteten weiteren Organisationsein-
heiten neben dem strukturellen Grundgerüst der Bundesministerien verzeich-
nen. Auch der höchste Anteil von 18,1% im Januar 2006 lässt sich nach dem
Regierungswechsel von Rot-Grün zur ersten Großen Koalition unter Angela
Merkel beobachten. Diese Anstiege an weiteren Typen von Organisationsein-
heiten können darauf hinweisen, dass neue Regierungsparteien den etablierten
Strukturen und ggf. auch Personalien skeptisch gegenübertreten und mit der
Schaffung neuer Strukturelemente begegnen (siehe Derlien 2001: 39).

Nicht zuletzt können "unorthodoxe" Organisationseinheiten als Instrumente
der Personalpolitik dienen (siehe hierzu Derlien 2001; Otremba 1999). Durch
die Verzahnung von Organisationseinheiten mit Planstellen im Haushaltsplan
und die dienstrechtlichen Vorgaben zur Laufbahn und Eingruppierung bieten
strukturelle Veränderungen jenseits des Grundgerüsts Möglichkeiten neue
Dienststellen zu schaffen. Es ist plausibel anzunehmen, dass durch die höhere
Flexibilität dieser Organisationseinheiten Personal unkomplizierter in die Mi-
nisterialverwaltung rekrutiert werden kann, durchaus auch in Nähe zur politi-
schen Leitung.
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Eine besondere Bedeutung erlangte dies nach 1998, als "[…] die Personalpoli-
tik der Regierung Kohl in ganzer Breite korrigiert werden sollte" (Derlien
2001: 51).

Neben der hohen "Fluktuationsrate" von rund 65% der politischen Beamten
nach der Wahl 1998 (Fleischer 2016: 7; für Entwicklungen ab 2002 siehe auch
Bach/Veit 2017), bot die Schaffung weiterer Typen von Organisationeinheiten
zusätzliche Positionen zur Rekrutierung neuer Mitarbeiterinnen.

Wachstum und Veränderungsaktivität im Zeitverlauf

Die Anzahl aller Organisationseinheiten in den Bundesministerien, d.h. dem
obigen Grundgerüst und allen weiteren Einheiten (siehe Kap. 4.1), variiert im
Zeitverlauf zwischen minimal 430 (in 1980) und maximal 544 (in 1993; siehe
Abb. 3).

Gesamtpopulation und Änderungsrate
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Bemerkung: Die Anzahl der Einheiten bezieht sich auf den Maximalwert pro Monat. Die Verände-
rungsrate misst die Anzahl der Einheiten, denen Änderungen widerfahren, im Verhältnis zur Ge-
samtpopulation, die Tageswerte wurden pro Monat zusammengefasst.

5.3

Abb. 3:
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Nach dem sukzessiven Aufwuchs von Organisationseinheiten bis Ende der
1980er Jahre und dem Höchststand in 1993 (zu diesem Zeitpunkt gab es 18
Bundesministerien) ist eine deutliche Reduktion von Organisationeinheiten
zwischen 1998 und 1999 zu erkennen. Diese Reduktion korrespondiert mit den
Entwicklungstrends des Grundgerüsts (siehe Abb.1). Die erneute Reduktion in
Mitte 2012 hingegen folgt nicht diesem allgemeinen Trend, sie ist primär auf
die Strukturreform im Bundesverteidigungsministerium zurückzuführen (s.u.).

Neben dem Wachstum bzw. der strukturellen Ausdifferenzierung der Bun-
desministerien ist von besonderem Interesse, wie stark die Binnenorganisation
der Ressorts verändert worden ist. Eine solche Veränderungsrate kann als Akti-
vitätsrate verstanden werden und stellt den prozentualen Anteil aller Organisati-
onseinheiten dar, denen Veränderungen innerhalb und zwischen den Ressorts
widerfahren. Eine Analyse auf monatlicher Basis zeigt, dass seit der Bundes-
tagwahl 1990 die Veränderungsrate nach den Wahlen stets deutlich ansteigt
(siehe Abb. 2). Dieses Muster scheint unabhängig davon zu sein, ob in Folge
der Bundestagwahl ein Regierungswechsel, ein anteiliger Regierungswechsel
oder kein Wechsel in der Zusammensetzung der Bundesregierung stattgefunden
hat. Einzige Ausnahme zu diesem Trend stellt die deutlich geringere Aktivitäts-
rate im Anschluss an die Bundestagswahl 2009 dar. Die höchste Veränderungs-
rate wiederum zeigt sich nach der Bundestagswahl 2005, wonach fast ein Drit-
tel der bestehenden Organisationseinheiten in den Bundesministerien an Struk-
turveränderungen beteiligt bzw. von ihnen betroffen waren. Ein Großteil dieser
Änderungsaktivität lässt sich durch interministerielle Reorganisationen in Folge
der Auflösung des "Superministeriums" für Wirtschaft und Arbeit in 2005 be-
gründen. Nach der Bundestagswahl 1998 mit dem einzigen vollständigen Re-
gierungswechsel im Untersuchungszeitraum lag der Anteil an Organisationver-
änderungen bei 19% (Oktober 1998), somit waren immerhin rund ein Fünftel
der existierenden Organisationseinheiten an Veränderungen beteiligt.

Die hohe Veränderungsrate insbesondere nach Bundestagswahlen lässt sich
auch damit erklären, dass sie nicht nur den formalen Wandel in der Binnenorga-
nisation der Bundesministerien erfasst, sondern auch die interministeriellen Or-
ganisationsveränderungen als Folge neuer Ressortzuschnitte. Daneben stellen
die Phasen nach Bundestagswahlen eine (gute) Gelegenheit dar, hausinterne
Organisationsveränderungen vorzunehmen.

Die Veränderungsrate zeigt darüber hinaus auch, dass die Organisations-
strukturen sich im stetigen Wandel befinden und nicht nur unmittelbar nach
Bundestagswahlen verändert werden. Dies spiegelt sich darin wider, dass die
Veränderungsrate sehr selten auf null fällt, es also nur wenige Monate gibt, in
denen kein Wandel stattfindet. Auch während der Legislaturperiode sind "mitt-
lere" Aktivitätsintensitäten zu erkennen. Die höchste dieser Veränderungspha-
sen ist allerdings auch wieder durch einen veränderten Ressortzuschnitt zu er-
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klären: Die relativ hohe Veränderungsrate in 1986 wurde durch die Neugrün-
dung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
verursacht in dessen Folge zahlreiche Organisationseinheiten des Bundesinnen-
ministeriums, des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten und des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit ver-
ändert wurden (siehe auch BKOrgErl 1986).

Dennoch sind viele Veränderungsaktivitäten nicht durch Zuständigkeitsver-
schiebungen zwischen Ministerien begründbar. Sie lassen sich vielmehr auf res-
sortinterne Umstrukturierungen oder externe Faktoren zurückzuführen. Der An-
stieg der Veränderungsrate im April 2012 etwa wird primär durch die Reorgani-
sation des Bundesministeriums der Verteidigung im Rahmen der Neuorganisati-
on der Bundeswehr verursacht. Diese ressortinterne Strukturreform war Be-
standteil der Neuausrichtung der Bundeswehr, in deren Folge u.a. die bisheri-
gen Führungsstäbe der Teilstreitkräfte und des Sanitätsdienstes aus der Ministe-
riumsstruktur herausgelöst und Einheiten des Führungsstabes der Streitkräfte in
die Abteilungsstruktur überführt wurden.

Schließlich lassen sich keine klaren Muster erkennen, wonach die ideologi-
sche Ausrichtung der Regierungsparteien einen eindeutigen Einfluss auf die
Anzahl oder den Wandel der Organisationseinheiten in den Bundesministerien
hätte. Stattdessen zeigen sich die Veränderungen in der Gesamtpopulation glei-
chermaßen unter rot-grünen Bundesregierungen (von 1998 zu 1999) wie auch
unter konservativen Bundesregierungen (in 2012). Ebenso sind die Höchstwerte
in Veränderungsraten nach verschiedenen Bundestagswahlen beobachtbar, un-
abhängig davon, welche Parteien in Regierungsverantwortung verbleiben oder
gelangen.

Allerdings verweist die wissenschaftliche Debatte darauf, dass konservati-
ve Regierungsparteien sich eher in anderen als den hier betrachteten strukturel-
len Verwaltungsreformen engagieren, etwa in Privatisierung und Outsourcing.
Derartige strukturelle Veränderungen der Ministerialverwaltung bleiben in der
vorliegenden Analyse unberücksichtigt. Sie haben zudem nur geringfügige Ef-
fekte auf die Binnenorganisation der Bundesverwaltung (Peters 2001; Schröter
2007). Eine Ausnahme für den deutschen Fall bildet die Auflösung des Bundes-
ministeriums für Post und Telekommunikation im Dezember 1997 sowie die
Privatisierung der Deutschen Bahn im Januar 1994, die eine umfassende Reor-
ganisation im Bundesministerium für Verkehr nach sich zog.

Veränderungen im Verlauf von Legislaturperioden

Die Befunde zur allgemeinen Veränderungsintensität von 1980 bis 2015 deuten
bereits darauf hin, dass der Beginn von Legislaturperioden eine besonders in-
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tensive Phase zur Reorganisation der Binnenorganisation von Bundesministeri-
en darstellt (vgl. Abb. 2). Im Anschluss daran ist von besonderem Interesse um
welche Arten von Veränderungen es sich hierbei handelt: Werden (vermeintlich
weniger brauchbare) Einheiten abgeschafft, neue Einheiten gegründet, bereits
bestehende Einheiten behalten aber umbenannt oder aber größere Reorganisa-
tionen vorgenommen?

Die folgende Analyse betrachtet daher diese vier Arten von Veränderungen
während der Legislaturperioden im Vergleich. Dabei werden die Legislaturperi-
oden unterschieden in (a) jene Legislaturperioden nach Bundestagswahlen ohne
Regierungswechsel und (b) jene Legislaturperioden nach Bundestagswahlen
mit (anteiligem) Regierungswechsel (also 1983, 1998, 2005, 2009, 2013). Ein-
schränkend muss für die komparative Analyse berücksichtigt werden, dass Le-
gislaturperioden mit vorherigem Regierungswechsel vermehrt in jüngerer Zeit
stattfanden (nach den Wahlen in 2005, 2009, 2013) und da seit Beginn der
2000er Jahre die Gesamtpopulation von Organisationeinheiten angestiegen ist,
dürften auch die hier gezeigten Erkenntnisse zur Häufigkeitsverteilung der Ver-
änderungen damit zusammenhängen: Je mehr Einheiten, desto mehr potentielle
Veränderungen.

Für die Veränderungsereignisse werden vier Ereignistypen unterschieden
(siehe Kap. 4.2):
– die Neugründung von Einheiten,
– die Abschaffung von Einheiten,
– die Namensänderung von Einheiten und
– die Reorganisation von Einheiten.
Bei einer Neugründung wird eine Einheit errichtet ohne identifizierbare organi-
sationale Vorläufer. Bei einer Abschaffung hingegen wird die Organisationein-
heit ohne direkte organisationale Nachfolger terminiert. Bei einer Namensände-
rung ändert eine Organisationseinheit ihre Denomination, existiert aber weiter.
Bei einer Reorganisation wiederum sind mehrere Organisationseinheiten direkt
beteiligt, es handelt sich also um Teilungen, partielle Abspaltungen, Fusionen
und partielle Aufnahmen von Organisationseinheiten. Die Verteilung der An-
zahl dieser vier Ereignistypen im Verlauf aller Legislaturperioden kann als sog.
"density plot"14 visualisiert werden (siehe Abb. 4).

14 Density plots zeigen die Häufigkeitsverteilung im Zeitverlauf. Im Gegensatz zu Balkendia-
grammen werden keine Voreinstellungen vorgenommen (keine bestimmte Balkenanzahl).
Stattdessen wird die Häufigkeitsverteilung geglättet und als Kurve dargestellt. Die Spitzenwer-
te zeigen jeweils an, wo sich im Zeitverlauf die Werte (in diesem Fall: Häufigkeiten an Ereig-
nissen) konzentrieren.
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Grundsätzlich variiert die Anzahl von Veränderungen über alle Bundesmi-
nisterien hinweg zwischen einem und maximal 34 Ereignissen zum gleichen
Zeitpunkt. Im ersten Jahr nach Bundestagwahlen haben sich insgesamt 1.191
Veränderungen ereignet, im übrigen Verlauf aller Legislaturperioden waren es
insgesamt 2.261 Veränderungen. Somit finden ca. 34% aller Veränderungen im
ersten Jahr nach Bundestagswahlen statt und immerhin 65% aller Veränderun-
gen werden im Laufe von Legislaturperioden vorgenommen.

Eine genauere Betrachtung der vier Ereignistypen im Vergleich der beiden
Arten von Legislaturperioden eröffnet weitere relevante Erkenntnisse. Neu-
gründungen stellen den am zweithäufigsten auftretenden Veränderungstyp dar
und zeigen für beide Arten von Legislaturperioden ein ähnliches Muster. Die
meisten Organisationseinheiten werden demnach im ersten Jahr nach Bundes-
tagwahlen gegründet, minimal weniger nach Wahlen mit (anteiligem) Regie-
rungswechsel (ca. 4,0 pro Monat). Darüber hinaus sind auch in späteren Phasen
der Legislaturperioden Konzentrationen in der Anzahl an neugegründeten Or-
ganisationeinheiten zu verzeichnen, die auf solche wenigen Monate zurückge-
hen, in denen insbesondere in einzelnen Ressorts vermehrt neue Einheiten ge-
gründet wurden.

Veränderungen im Verlauf von Legislaturperioden
ohne Regierungswechsel mit (anteiligem) Regierungswechsel

0 1 2 3 4 0 1 2 3 4

Neugründung

Abschaffung

Namensänderung

Reorganisation

Jahre nach der Bundestagswahl

Abb. 4:
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Abschaffungen hingegen treten seltener auf, es finden ca. 3,4 Abschaffungen
pro Monat statt. Allerdings unterscheidet sich die Verteilung der Häufigkeiten
von Abschaffungen je nach Art der Legislaturperiode: Während sich in Legisla-
turperioden ohne vorherigen Regierungswechsel die Abschaffung von Organi-
sationseinheiten eher im ersten Jahr nach der Wahl konzentriert, werden nach
Bundestagswahlen mit (anteiligem) Regierungswechsel die Organisationeinhei-
ten eher gleichmäßig abgeschafft. Die hohe Konzentration an Abschaffungen
zum Ende der Legislaturperioden nach Wahlen ohne Regierungswechsel geht
auf einzelne Ressorts zurück, etwa Veränderungen im Bundespostministerium
als Folge der ersten Postreform, bei der die Anzahl an Abteilungen und Unter-
abteilungen deutlich reduziert wurde (41 Abschaffungen) oder Veränderungen
im Bundesverteidigungsministeriums im Zuge der Strukturreform in 2012 (42
Abschaffungen).

Namensänderungen stellen die häufigsten Organisationsveränderungen
dar, im ersten Jahr nach Wahlen ohne Regierungswechsel finden ca. 5,8 Na-
mensänderungen pro Monat statt, bei Wahlen mit Regierungswechsel allerdings
ca. 7,4. Für den restlichen Zeitraum während beider Arten von Legislaturperi-
oden werden ca. 4,6 Namensänderungen pro Monat durchgeführt. Zudem zei-
gen sich Dynamiken für die beiden Arten von Legislaturperioden im Vergleich:
Für Legislaturperioden nach Wahlen ohne Regierungswechsel treten im ersten
Jahr die Namensänderungen seltener und vor allem weniger konzentriert auf als
im ersten Jahr nach einer Bundestagswahl mit (anteiligem) Regierungswechsel.
Für die hohe Konzentration dieser Namensänderungen nach Wahlen mit Regie-
rungswechsel sind allerdings primär neue Ressortzuschnitte verantwortlich, in
deren Folge sich Namensänderungen in den beteiligten Bundesministerien häu-
fen (in 1998, 2006 und 2014). Dahingegen ist die Zahl an Namensänderungen
im ersten Jahr nach Wahlen ohne Regierungswechsel auf Ressorts zurückzu-
führen, in denen Ministerinnenwechsel stattfanden, etwa das Bundesinnenmi-
nisterium (1993).

Reorganisationen hingegen sind die seltenste Veränderung im Vergleich.
Auch hier zeigen sich wieder Unterschiede für die beiden Arten von Legislatur-
perioden: Jene Legislaturperioden nach Wahlen ohne Regierungswechsel zei-
gen eine leichte Konzentration im ersten Jahr sowie im dritten Jahr nach der
Wahl. Der erneute Anstieg der Häufigkeit von Reorganisationen in einer späte-
ren Phase der Legislaturperioden ist im Wesentlichen durch änderungsintensive
Monate in zwei Bundesministerien zu erklären: Mitte 1993 haben im Bundesfi-
nanzministerium intensive Reorganisationen in den Bereichen Zoll, Liegen-
schaften und Steuerwesen stattgefunden und Mitte 2012 wurden diverse Reor-
ganisationen im Zuge der Neustrukturierung des Bundesverteidigungsministeri-
ums vollzogen. Im Vergleich dazu sind die Reorganisationen in Legislaturperi-
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oden nach Wahlen mit (anteiligem) Regierungswechsel deutlich stärker im ers-
ten Jahr nach der Wahl konzentriert.

Zusammengefasst stellen Namensänderungen die häufigsten und Reorgani-
sationen die seltensten Veränderungen der Binnenstruktur von Bundesministeri-
en dar. Zudem lässt sich für alle Veränderungsereignisse eine gewisse Konzen-
tration während des ersten Jahres nach Bundestagswahlen konstatieren. Aller-
dings macht der Vergleich zwischen Legislaturperioden mit und ohne (anteili-
gem) Regierungswechsel deutlich, dass insbesondere bei kontinuierlicher Re-
gierungszusammensetzung weitere konzentrierte Phasen struktureller Verände-
rungsereignisse bestehen, insbesondere für Abschaffungen und Reorganisatio-
nen (die eher zum Ende dieser Legislaturperioden auftreten). Diese Aktivitäten
können teilweise als Ausdruck eines symbolischen Aktionismus gelten (siehe
Kap. 2.2), in dessen Folge strukturelle Veränderungen öffentlich als eine neuar-
tige Ausrichtung der Ressourcen deklariert werden, aber eigentlich eher symbo-
lischen Charakter haben. Gleichzeitig bieten diese Veränderungen zum Ende
der Legislaturperioden auch "strukturelle Opportunitätsfenster" für eine partei-
politisch motivierte Personalpolitik, die sich um die Versorgung bestimmter
Personen mit Positionen in der Linienorganisation der Bundesministerien be-
müht.

Schließlich wird deutlich, dass Legislaturperioden mit (anteiligem) Regie-
rungswechsel gemeinhin mehr Strukturveränderungen zeigen als Legislaturpe-
rioden ohne eine Änderung der Regierungszusammensetzung. Insbesondere für
Neugründungen und Abschaffungen gibt es während dieser Legislaturperioden
ein anhaltendes Aktivitätsniveau – was auch als Indiz für parteipolitisch moti-
vierte Anpassungen an die Regierungsorganisation und die formalen Ressour-
cen und Zuständigkeiten, mithin auch für Abstimmungs- und Koordinations-
prozesse, dienen kann.

Gewinne und Verluste von Ressourcen

In einem nächsten Analyseschritt werden die verschiedenen Typen von Verän-
derungen im Folgenden auf ihre Implikationen für Ressourcen hin diskutiert.
Während aus einigen Veränderungsereignissen neue Organisationseinheiten re-
sultieren, führen andere zur Abschaffung bestehender Organisationseinheiten
und eine dritte Gruppe an Ereignissen verändert ausschließlich die Eigenschaf-
ten bestehender Einheiten und hat somit keine Auswirkungen auf die Ausstat-
tung und Verteilung von Ressourcen (siehe Abb. 5):
– Ereignisse als Gewinne von Ressourcen: Vergrößerung der Ressourcen bei

Neugründungen und Fusionen,
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– Ereignisse als Verluste von Ressourcen: Verringerung der Ressourcen bei
Abschaffungen und Teilungen

– "neutrale" Ereignisse ohne Implikationen für Ressourcen, z.B. Namensän-
derung.

Strukturelle Gewinne und Verluste
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Bemerkung: Die Werte beziehen sich auf jährliche Anteile an Veränderungen (ausschließlich für
Ereignisse mit "Gewinnen" und mit "Verlusten") sowie jährliche Differenzen zwischen Zugewinnen
und Verlusten.

Während bis 1990 die Summe der Ereignisse mit Gewinnen und Verlusten an
Ressourcen gemessen an allen Veränderungsereignissen unter 50% lag, macht
ihr kombinierter Anteil seitdem in fast jedem Jahr mehr als die Hälfte aller Er-
eignisse aus. Mit anderen Worten: Seit den 1990er Jahren treten mehrheitlich
Veränderungen in der Binnenorganisation auf, die auch Auswirkungen auf
Ressourcen und Zuständigkeiten haben. Das ist insofern interessant als dass
Veränderungen, die mit der Einrichtung und Abschaffung von Organisations-
einheiten einhergehen, potentiell weitreichendere Konsequenzen für die Ar-
beitsweise der Ministerialverwaltung haben als reine Namensänderungen von
bestehenden Organisationseinheiten (also "neutrale" Ereignisse hinsichtlich der
Implikationen für Ressourcen). Durch Änderung der Ressourcen verschieben

Abb. 5:
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sich üblicherweise Personalzugehörigkeiten, Zuständigkeiten und Aufgaben
und es werden Kommunikations- und Abstimmungswege verändert. Im letzten
Jahrzehnt müssten sich also auch die Ablauforganisation und die Dienstwege
häufiger und damit spürbarer in Folge von Änderungen der Aufbauorganisation
geändert haben. Weiterhin ist anzunehmen, dass die diesen Strukturveränderun-
gen vorgelagerten Entscheidungen eher von Interessenskonflikten zwischen
und innerhalb politischer und bürokratischer Akteure geprägt sind als die auch
rein als Symbolpolitik interpretierbaren Änderungen ohne Ressourcenimplika-
tionen. Insgesamt haben also im Untersuchungszeitraum jene Veränderungen
zugenommen, die auch interne und externe Interessenskonflikte adressieren.

Zudem fallen einzelne Jahreswerte auf. Zum einen gibt es offenkundig Jah-
re, in denen der Anteil der Ereignisse mit Implikationen für die Ressourcen der
Binnenorganisation vergleichsweise kleiner ausfällt als im restlichen Zeitraum
(bis 1990, aber auch 1996, 2002 und 2005-2006). Gerade während der 2000er
Jahre handelt es sich dabei jeweils um Jahre mit Bundestagswahlen und zu-
nächst erscheint dies als Diskrepanz zu den bereits berichteten Mustern an Ver-
änderungsereignissen im Laufe der Legislaturperioden (vgl. Kap. 5.4). Aller-
dings ist die Jahresbasis der beiden Darstellungen unterschiedlich: Für den Ver-
lauf der Legislaturperioden wurden selbige in Jahre unterteilt, das erste Jahr
nach einer Bundestagswahl entspricht demnach auch den ersten zwölf Monaten
nach der Wahl (zumeist September oder Oktober eines Jahres bis zum darauf-
folgenden August oder September). Für die hiesige Darstellung des Anteils der
Veränderungsereignisse mit Gewinnen und Verlusten an allen Veränderungser-
eignissen wiederum wurden die kalendarischen Jahre im Zeitverlauf dargestellt.
Die Werte für die Jahre mit Bundestagswahl schließen somit alle zwölf Monate
des entsprechenden Jahres ein (Januar bis Dezember desselben Jahres). Zusam-
mengenommen kann daher festgestellt werden, dass Veränderungen nach einer
Bundestagswahl offenbar zunächst eher als Namensänderungen und ähnliche
"neutrale" Ereignisse ablaufen. Anschließend allerdings treten die Veränderun-
gen mit Implikationen für Ressourcen ein (und komplettieren somit das eher
veränderungsintensive erste Jahr nach Wahlen).

Zum anderen gibt es Jahre, in denen viele Ereignisse mit Ressourcenverlus-
ten stattfinden und in deren Folgejahr sich die Anzahl an "gegenläufigen" Er-
eignissen erhöht, mithin viele Ereignisse stattfinden, die einen Gewinn an Res-
sourcen zur Folge haben (in 1990-1991 und 2012-2013). In beiden Doppeljah-
ren fanden allerdings auch Bundestagswahlen statt und insofern handelt es sich
weniger um "strukturelle Pendelbewegungen" in der Gesamtpopulation
bzw. der Gesamtschau der Veränderungsereignisse in der Bundesverwaltung.
Stattdessen dürften vielmehr die bereits erwähnten Dynamiken im Zeitverlauf
von Legislaturperioden für diese Muster verantwortlich sein (siehe Kap. 5.4).
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Schließlich zeigt der Kurvenverlauf zur Relation von Gewinnen und Ver-
lusten, dass es im Zeitverlauf und in der Summe viel häufiger und zudem in
größerem Ausmaß zu ressourcenvergrößernden Ereignissen als zu verkleinern-
den Ereignissen kommt. Eine Folge dieser Entwicklung ist der bereits erörterte
Anstieg der Anzahl von Organisationseinheiten, also einer longitudinal zuneh-
menden Ausdifferenzierung der Aufbauorganisation der Ministerialverwal-
tung. Diese formale Ausdifferenzierung durch die Errichtung weiterer Organi-
sationseinheiten kann eine Zunahme an Ressourcen und bürokratischer Experti-
se innerhalb der Ministerialverwaltung nach sich ziehen. Sie kann aber auch auf
eine zunehmende Anzahl und Vielfalt an Aufgaben oder eine Ausdifferenzie-
rung bereits bestehender Zuständigkeiten hindeuten. Interessant an dieser struk-
turellen Ausdifferenzierung in den letzten Jahren ist auch, dass selbige bislang
innerhalb einer konstanten Anzahl von bestehenden Bundesministerien abgebil-
det wird.

Somit ist insbesondere in den letzten Jahren des betrachteten Untersu-
chungszeitraums eine gleichzeitige Ausdifferenzierung der Ministerialver-
waltung und Zunahme an ressourcenverändernden Strukturveränderungen
(im Verhältnis zu neutralen Veränderungen) erfolgt. Dies kann im Sinne der
Agendatheorie als zunehmendes Interesse gedeutet werden, die Inhalte des ver-
breiterten Aufmerksamkeitsrasters der Ministerialverwaltung zu verändern.
Eine weitere mögliche Schlussfolgerung aus dieser Entwicklung ist, dass die
Bedeutung der formalen Organisationsstruktur und der mit ihr eingehenden
Ressourcen- und Aufmerksamkeitsverteilung zugenommen hat. Aus Sicht der
Theorie der strukturellen Wahl wiederum sind diese Befunde nicht eindeutig als
Ausdruck parteipolitischer Kalküle interpretierbar. Über die Legislaturperioden
hinweg ist der Anteil von ressourcenverändernden Strukturveränderungen wäh-
rend der Legislaturperioden (bis auf 1983-1987) höher als während der Jahre
nach einem (anteiligen) Regierungswechsel. Allerdings ist dieser Unterschied
nicht besonders groß (im Durchschnitt beträgt er drei Prozentpunkte) und diese
Legislaturperioden fallen zum größten Teil auf das letzte Jahrzehnt unserer Un-
tersuchung (2005-2015), sodass sich diese Entwicklung auch auf eine allgemei-
ne Veränderung der politischen Umwelt der Ministerialverwaltung im Zeitver-
lauf, beispielsweise eine höhere oder komplexere Problemdichte, oder der be-
reits erwähnten allgemein höheren politischen Bedeutungszuschreibung von
Organisationsstruktur durch zentrale Akteure zurückführen ließe.
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Zwischenfazit

Eine Betrachtung der allgemeinen Dynamiken der formalen Binnenorganisation
der Bundesministerien verdeutlicht, dass selbige aus einem relativ stabilen
Grundgerüst besteht (welches aber eine stärkere Volatilität auf den unteren hier-
archischen Ebenen erfährt) sowie aus einer Vielzahl weiterer "unorthodoxer"
Organisationseinheiten, deren Anteil im Zeitverlauf von 1980 bis 2015 deutlich
zugenommen hat. Daraus ergibt sich eine Ausdifferenzierung der Bundesver-
waltung, und zwar nicht nur mit Blick auf die korrespondierenden Aufgaben
und Zuständigkeiten, sondern auch und insbesondere hinsichtlich der "struktu-
rellen Lösungen" zur Ausführung dieser Funktionen. Mit anderen Worten: Die
Binnenstruktur der Bundesministerien wird fragmentierter und dabei gleichzei-
tig flexibler, weil zunehmend Einheiten neuartigen Typus errichtet werden, an-
statt auf das Grundgerüst zurückzugreifen.

Gleichzeitig weist die Veränderungsrate in den Bundesministerien darauf
hin, dass sich viele strukturelle Veränderungen in den Bundesministerien un-
mittelbar nach Bundestagswahlen ereignen. Diese sind zwar häufig "strukturel-
le Nachwehen" von veränderten Regierungszusammensetzungen, aber auch bei
kontinuierlicher Zusammensetzung der Bundesregierung finden solche Verän-
derungen statt, insgesamt lassen sich diese Dynamiken bis zu ein Jahr nach
Wahlen beobachten. Allerdings finden auch im Verlauf der Legislaturperioden
regelmäßige strukturelle Anpassungen statt, wenngleich dann verstärkt in ein-
zelnen Häusern. Nicht selten stellt ein Wechsel der Ministerin während der Le-
gislaturperiode das Gelegenheitsfenster für solche strukturellen Veränderungen
dar. Zudem lassen sich in einzelnen Ressorts auch änderungsintensive Phasen
zum Ende der Legislaturperiode beobachten, die mit internen Organisationsre-
formen begründet werden, aber auch personalpolitischen Motive folgen kön-
nen.

Eine genauere Analyse der Arten von Veränderungsereignissen zeigt, dass
die häufigste strukturelle Änderung in den Bundesministerien die Veränderung
der formalen Denomination von Organisationseinheiten darstellt, obschon auch
regelmäßig Einheiten neu errichtet oder abgeschafft werden, eher seltener fin-
den größere Reorganisationen statt.

Schließlich wird in der Bewertung dieser verschiedenen Veränderungser-
eignisse mit Blick auf formale Ressourcen und Zuständigkeiten gewahr, dass
die deutsche Ministerialverwaltung sich im Zeitverlauf stärker ausdifferenziert
und dass eher neue Ressourcen errichtet werden als alte abzuschaffen. Damit
geht nicht zwangslogisch eine reale Steigerung der Anzahl der Beschäftigten
einher, stattdessen werden (neue) Aufgaben in neuen Organisationseinheiten
ausdifferenziert oder aber es werden strukturelle Innovationen genutzt, die zu-
nächst eher temporär eingesetzt werden und somit über keine organisatorischen

5.6
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Vorläufer verfügen. Diese Projektgruppen, Stäbe, Stellen und weitere Organisa-
tionseinheiten sind inzwischen ein elementarer Bestandteil der Bundesverwal-
tung und bergen gleichzeitig Vorteile der flexibleren Aufgaben- und Ressour-
cenzuteilung, aber auch Herausforderungen mit Blick auf ihre Rolle in forma-
len Abstimmungsprozessen und ihre Einbindung in die bestehende bürokrati-
sche Ablauforganisation.
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Strukturelle Dynamiken im Vergleich der
Bundesministerien

Im folgenden Kapitel soll die Binnenorganisation der Bundesministerien mit
Blick auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Portfolios betrach-
tet werden. Hierbei lassen sich sektorale Dynamiken beobachten, die Pfadab-
hängigkeiten widerspiegeln aber auch durch externen Druck ausgelöst werden
können. Der bundesdeutsche Fall ist besonders für eine solche Betrachtung ge-
eignet, weil der Ressortzuschnitt, mithin die Verteilung und Zuständigkeiten der
Bundesministerien selbst, vergleichsweise stabil geblieben ist und somit inter-
ministerielle Veränderungen seltener auftreten als in anderen europäischen Re-
gierungsorganisationen.

Zur Relevanz von Portfolios für Strukturveränderungen

Für die genauere Analyse der Veränderungsdynamiken in den einzelnen Portfo-
lios werden auch die vorherigen Erkenntnisse berücksichtigt, wonach sich die
Jahre innerhalb von Legislaturperioden unterscheiden. Dementsprechend wird
die jährliche Veränderungsrate explizit danach unterschieden, ob dieses Jahr
nach einer Bundestagswahl oder aber innerhalb der laufenden Legislaturperi-
oden stattfand (siehe Abb. 6).

Eine nähere Analyse liefert diverse sektorale Erkenntnisse zu Stabilität und
Wandel der Bundesministerien im Zeitverlauf. Erstens fällt auf, dass es in allen
Portfolios (außer Justiz, Inneres und Finanzen) einzelne Jahre gibt, in denen be-
sonders viele Organisationseinheiten verändert werden und die sich eindeutig
von den sonstigen Jahreswerten unterscheiden. Für alle diese Fälle (außer Ver-
teidigung und Auswärtiges) treten die höchsten Veränderungsraten in Jahren
mit Bundestagswahlen auf. In einigen Portfolios sind auch die zweithöchsten
Aktivitätsraten in Wahljahren zu verzeichnen, etwa in den Portfolios Bildung
und Forschung, Familie und Gesundheit. Dieses Ergebnis bestätigt die Rele-
vanz von Wahlzyklen für die strukturelle Volatilität der Bundesministerien.

6.

6.1

https://doi.org/10.5771/9783845294353 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845294353
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Veränderungsrate pro Portfolio
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Bemerkung: Die Veränderungsrate wurde als Summe aller täglichen Veränderungsrate pro Jahr er-
mittelt, die Werte sind auf 100% skaliert.

Eine genauere qualitative Auswertung der zugrundeliegenden Dokumente ver-
deutlicht, dass einige dieser intensiven Veränderungen auch mit neuen Ressort-
zuschnitten bzw. der Aufspaltung und Zusammenfassung von Bundesministe-
rien in diesen Geschäftsbereichen zusammenhängt. So ist das veränderungsin-
tensivste Jahr im Bereich Familie (1991) zugleich auch das zweitintensivste
Veränderungsjahr im Bereich Gesundheit, für beide Portfolios hat dies mit der
Teilung des Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit
nach der Bundestagwahl 1990 in zwei Bundesministerien im Portfolio Familie
(Familie und Senioren; Frauen und Jugend) und dem gegründeten Bundesge-
sundheitsministerium zu tun (BKOrgErl 1991; BKOrgErl 1991-01). Die um-
fangreichen Verschiebungen von Zuständigkeiten in Folge dieser Umressortie-
rung veranlassten binnenorganisatorische Strukturveränderungen. Auch die
Gründung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (1998) und
die Abschaffung des 2002 gegründeten "Superministeriums" für Wirtschaft und
Arbeit nach der Bundestagwahl 2005 hatte Implikationen für die binnenorgani-
satorische Veränderungsrate und erklärt warum diese in den genannten Jahren
höher ist als in den anderen Jahren. Ebenso ist die Fusion des Bundesverkehrs-
ministeriums mit dem bisherigen Bundesministerium für Raumordnung, Bau-

Abb. 6:
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wesen und Städtebau in 1998 für die hohe Veränderungsrate im Portfolio Ver-
kehr verantwortlich (BKOrgErl 1998).

Allerdings gehen bei weitem nicht alle änderungsintensiven Jahre nach
Bundestagwahlen auf veränderte Ressortzuschnitte zurück. So ist etwa die
höchste Veränderungsrate im Portfolio Bildung und Forschung in 2005 auf
Strukturveränderungen zurückzuführen, die nach dem Wechsel der politischen
Hausspitze vorgenommen wurden. Die Übernahme des zuvor von der SPD ge-
führten Bildungsministeriums durch die CDU war demnach Auslöser für meh-
rere strukturelle interne Anpassungen.

Jene Portfolios, bei denen zugleich mehrere höchste Veränderungsraten
während der Legislaturperiode stattfinden (Auswärtiges und Verteidigung),
stellen in mindestens zweierlei Hinsicht Sonderfälle dar. Zum einen sind in bei-
den Ressorts umfänglichere interne Reformen durchgeführt worden, die auch
zu ihrer strukturellen Volatilität während Legislaturperioden beitragen (darunter
im Auswärtigen Amt: die sog. Pleugerschen Reformen 2001, im Bundesvertei-
digungsministerium: die Strukturreform in 2012). Zum anderen könnten poli-
tikfeldspezifische Dynamiken im Bereich Außen- und Sicherheitspolitik her-
angezogen werden. Beide Portfolios sind stärker als andere Politikbereiche ex-
ternen Einflüssen ausgesetzt, wie bspw. internationalen Krisen und Konflikten,
aber gleichzeitig auch deutlich in supranationale Strukturen eingebunden (in
der EU, NATO etc.). Als Konsequenz wurden in den zuständigen Ressorts deut-
lich häufiger als in anderen Ressorts anlassbezogen temporäre Organisationein-
heiten eingerichtet (bspw. für internationale Präsidentschaften, für Krisenregio-
nen, für das Weißbuch), die die Veränderungsrate jenseits von Bundestagswah-
len beeinflussen. Auch wenn sich das veränderungsintensivste Jahr im Bereich
Entwicklungszusammenarbeit nach einer Bundestagswahl ereignete, ist auch
dieses Portfolio in ähnlicher Weise durch internationale Agenden und Projekte
geprägt (bspw. Milleniums-Entwicklungsziele¸ Armutsbekämpfung).

Zweitens lassen sich die Spannweiten der Veränderungsraten in zwei
Gruppen einteilen. In der einen Gruppe befinden sich jene Portfolios, deren
Veränderungsraten recht stark divergieren und die somit eine weite Spannweite
aufweisen. Mit anderen Worten: In diesen Ressorts sind die jährlichen Verände-
rungen im Zeitverlauf sehr unterschiedlich. In der anderen Gruppe wiederum
befinden sich jene Portfolios, deren Spannweite sich stärker konzentriert und in
der demnach viele Jahreswerte identisch oder zumindest sehr ähnlich ausfallen,
mithin die Veränderungsintensität im Zeitverlauf eine starke Kontinuität auf-
weist, aber dennoch einzelne Ausnahmejahre zu beobachten sind. Zur ersten
Gruppe der stark volatilen Portfolios zählen: Bildung und Forschung, Entwick-
lungszusammenarbeit, Familie sowie (etwas weniger ausgeprägt) Gesundheit,
Landwirtschaft, Umwelt und Wirtschaft. Zur zweiten Gruppe der eher stabilen
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Portfolios zählen: Arbeit und Soziales, Auswärtiges Amt, Finanzen, Inneres,
Justiz, Verkehr und Verteidigung.

Es fällt auf, dass die zweite Gruppe alle Portfolios mit Verfassungsrang be-
inhaltet, die bereits auf Ebene der Ressorts eine stärkere Stabilität aufweisen,
weil sie von jeder Bundesregierung eingerichtet werden müssen (vgl. Kap. 3).
Neben diesen Portfolios Finanzen, Justiz,15 und Verteidigung sind in dieser
Gruppe weitere "klassische" Portfolios vertreten, etwa das Auswärtige Amt und
das Bundesinnenministerium. Dass auch die Bereiche Arbeit und Soziales so-
wie Verkehr zu dieser stabileren Gruppe der Portfolios mit geringeren und kon-
tinuierlicheren Veränderungsraten zählen, kann auf weitere politikfeldspezifi-
sche Einflüsse hindeuten. Im Vergleich zu volatileren Bereichen weisen diese
beiden Politikfelder womöglich stabilere Akteurskonstellationen außerhalb der
Ministerialverwaltung auf und es sind somit weniger Strukturveränderungen
vonnöten, um neue Zugangspunkte für neue Akteure im Politikfeld zu schaffen.
Gleichzeitig mag auch die politische Agenda der jeweiligen Bundesregierungen
in diesen beiden Politikbereichen weniger volatil ausfallen bzw. gerade im Be-
reich Arbeit und Soziales werden die veränderten Politikinhalte vermehrt in der
Fortschreibung bestimmter größerer Gesetzestexte vorgenommen (etwa Sozial-
gesetzbuch), die aber nicht zwingend einer neuen strukturellen Begleitung in-
nerhalb der zuständigen Ressorts im Zeitverlauf bedürfen, um neue Schwer-
punkte zu setzen.

Im Vergleich dazu sind die volatileren Bereiche wie Bildung, Familie, Ge-
sundheit oder Umwelt stärkeren Veränderungen im weiteren Politikfeld ausge-
setzt und zwar in beiderlei Hinsicht: Es sind veränderte Akteurskonstellationen
zu beobachten und gleichzeitig teils deutliche Politikwechsel vonstatten gegan-
gen, die wiederum strukturelle Änderungen vorausgesetzt oder aber initiiert ha-
ben (vgl. Eckardt 2018).

Typen von Veränderungen pro Portfolio

Neben den allgemeinen Veränderungsraten ist auch die Verteilung der Arten
von Ereignissen im Vergleich der Portfolios von Interesse: Welche Strukturer-
eignisse sind in welchen Portfolios besonders häufig und besonders selten auf-
getreten – auch und gerade mit Blick auf ihre Implikationen für Ressourcen?
Nahezu alle Portfolios existieren über den gesamten Zeitraum der Untersu-
chung hinweg (wenngleich teils durch unterschiedliche Ressorts, vgl. Kap. 4.4)
und vermitteln so genügend regelmäßige Jahresdurchschnittswerte für die Be-

6.2

15 Bei Justiz kommt hinzu, dass es durch die verkürzte Denomination von Einheiten kaum Spiel-
raum für Namensänderungen gibt anhand derer sich Veränderungen identifizieren lassen.
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rechnung der Veränderungsrate. Für diese Darstellung werden zwei Arten von
Veränderungsereignissen gegenübergestellt: Jene Ereignisse mit Ressourcenim-
plikationen (Errichtungen, Abschaffungen, Reorganisationen) und die Namens-
änderungen, die keine Implikationen für Ressourcen zeitigen (siehe Abb. 7).

Der Durchschnittswert über alle Portfolios und Jahre hinweg liegt für Ver-
änderungen mit Ressourcenimplikationen bei 14% (Median bei 10%) und für
Namensänderungen bei 11% (Median bei 7%). Durchschnittlich sind also in-
nerhalb eines Jahres an Tagen, an denen Veränderungen stattfinden, 14% aller
Einheiten von Änderungen mit Ressourcenimplikationen und 11% aller Einhei-
ten von Namensänderungen betroffen. Auch für weitere Verteilungswerte, wie
den Minimal- und Maximalwert, sind die Unterschiede zwischen beiden Verän-
derungstypen nicht sonderlich groß.16

Veränderungsrate nach Ereignistyp pro Portfolio

Verteidigung

Auswärtiges

Bildung und Forschung

Landwirtschaft

Justiz

Verkehr

Finanzen

Inneres

Umwelt

Arbeit und Soziales

Wirtschaft

Gesundheit

Familie

Entwicklungszusammenarbeit

0% 20% 40% 60%

Veränderungen mit Ressourcenimplikationen

Verteidigung

Auswärtiges

Justiz

Verkehr

Inneres

Wirtschaft

Finanzen

Bildung und Forschung

Arbeit und Soziales

Gesundheit

Familie

Umwelt

Landwirtschaft

Entwicklungszusammenarbeit

0% 20% 40% 60%
Durchschnittliche Veränderungsrate pro Jahr

Namenswechsel

Bemerkung: Die Abbildung basiert auf täglichen Veränderungsraten, sortiert in absteigender Höhe
des Medianwertes (dargestellt als vertikaler Strich in der Box, das arithmetische Mittel wird als
graues Karo abgebildet). Die Portfolios "Innerdeutsche Beziehungen" und "Post" sind nicht Be-
standteil dieser Analyse.

Abb. 7:

16 Da qua Definition bei einigen der Veränderungsereignissen mit Ressourcenimplikationen meh-
rere Einheiten betroffen sind (eine Fusion zum Beispiel liegt vor, wenn zwei Einheiten zu einer
neuen Einheit zusammengelegt werden, womit bereits drei Einheiten als betroffen gelten), er-
klärt die Analyselogik einen Teil der höheren Werte bei diesem Veränderungstyp.
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Mit Blick auf die Portfolios hingegen werden deutliche Unterschiede hinsicht-
lich der Höhe und Verteilung der Veränderungsraten, aber auch zwischen den
beiden Ereignistypen sichtbar. Grundsätzlich befindet sich bei fast allen Portfo-
lios die Mehrheit der täglichen Veränderungsraten bei unter 12%. Zudem streu-
en diese Veränderungsraten recht ungleichmäßig, das heißt, es lassen sich für
nahezu jedes Portfolio einzelne Höchstwerte mit sehr veränderungsintensiven
Jahren identifizieren. Diese Höchstwerte schwanken zwischen 20% und 60%
und führen in einigen Fällen zu einem stark vom Median abweichenden Mittel-
wert. Zum Beispiel ist der Mittelwert für Veränderungen mit Ressourcenimpli-
kationen im Portfolio Landwirtschaft stark von zwei vergleichsweise hohen
Veränderungsraten in 2001 und 2010 beeinflusst.

Die Betrachtung der Veränderungsraten zwischen den beiden Ereignis-
typen pro Portfolio lässt deutliche Unterschiede erkennen. Für einige Portfoli-
os lassen sich sehr ähnlich hohe Veränderungsraten für Ereignisse mit und ohne
Ressourceneffekten identifizieren. Diese Bereiche wurden bereits als hoch vo-
latil identifiziert, es handelt sich um die Ressorts in den Bereichen Familie, Ge-
sundheit, Umwelt (vgl. Kap. 6.1). Mit anderen Worten: Die hohe strukturelle
Flexibilität und Veränderungsrate in diesen Ressorts stammt demnach von allen
Arten von Veränderungen, die mit und ohne Implikationen für die jeweiligen
Ressourcen stattfinden. Allerdings gibt es auch weitere Ressorts mit hoher Vo-
latilität, die deutlich häufiger von einer Art Veränderungsereignis bestimmt
wird: Während im Bereich Wirtschaft die dazugehörigen Ressorts im Zeitver-
lauf zwar veränderungsintensive Jahre mit Ereignissen erfahren, nach denen
sich Ressourcen ändern, werden vergleichsweise seltener Änderungen ohne
Ressourcenimplikationen (als reine Namensänderungen) vorgenommen. Beides
zusammen allerdings führt zur bereits beschriebenen Zuordnung der Ressorts
im Bereich Wirtschaft zur Gruppe der eher stabilen Portfolios. Ähnlich aber
insgesamt mit etwas weniger Diskrepanz werden im Bundesinnenministerium
häufiger Veränderungen mit Ressourceneffekten vorgenommen und seltener
Veränderungen als reine Namenswechsel, zusammen hingegen führen diese
Dynamiken zur Einsortierung in die stabileren Portfolios. Umgekehrt werden
im Bereich Landwirtschaft im Zeitverlauf weniger Änderungen mit Ressour-
cenimplikationen vorgenommen und vergleichsweise mehr Änderungen ohne
derartige Effekte auf Ressourcen (nämlich reine Namensänderungen). Eben-
solche Dynamiken, wenngleich wieder mit etwas weniger Diskrepanz zwischen
den beiden Arten von Veränderungsereignissen, lassen sich für die Ressorts in
den Bereichen Bildung und Forschung sowie im Bereich Umwelt attestieren.
Für diese Ressorts führen die beschriebenen strukturellen Dynamiken in Sum-
me zur Einsortierung der Ressorts in die Gruppe der volatilen Ressorts. Diese
Einsortierung spiegelt wider, dass Namensänderungen generell häufiger auftre-
ten als alle anderen Arten von Veränderungen (vgl. Kap. 5.5).
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Daneben gibt es Varianz zwischen den Portfolios hinsichtlich des direkteren
Vergleichs der jeweiligen Verteilung der Veränderungsraten nach Ereignistyp.
Hierfür liefert das Portfolio Bildung und Forschung ein interessantes Beispiel:
Als eine von vier Ausnahmen17 ist hier in der Mehrzahl der Fälle die Verände-
rungsrate bei reinen Namensänderungen höher als bei Veränderungen mit Res-
sourcenimplikationen. Zudem ist die Verteilung der Raten für Namensänderun-
gen gleichmäßiger verteilt und erstreckt sich über eine größere Spanne von
Werten. In diesem Portfolio, und das ist eine Ausnahme, werden also in größe-
rer Intensität und Häufigkeit Denominationen von Einheiten geändert als an-
derswie strukturell verändert (was Ressourcenverschiebungen nach sich ziehen
würde). Hierbei mag das Politikfeld relevant sein: Im Bereich Bildung und For-
schung mögen die Begrifflichkeiten und Inhalte aus dem Politikfeld sich direk-
ter und schneller in den Namen der Organisationseinheiten im Ministerium wi-
derspiegeln und somit Namensveränderungen anteilig und im Schnitt häufiger
vorkommen als Veränderungen mit Strukturimplikationen.

Schließlich gibt es weitere Unterschiede in der Verteilung der jeweiligen
Veränderungsraten zwischen den Portfolios. Vergleicht man beispielsweise
die Veränderungsraten der Portfolios Entwicklungszusammenarbeit und Vertei-
digung, die für beide Veränderungstypen jeweils den höchsten bzw. niedrigsten
Median aufweisen, werden klare Unterschiede deutlich. Das Portfolio Entwick-
lungszusammenarbeit weist breit und recht regelmäßig verteilte durchschnittli-
che Veränderungsraten pro Jahr auf, die sich zwischen 3% und 60% bewegen.
Die Veränderungsraten im Portfolio Verteidigung hingegen sind zum größten
Teil und damit in den meisten Jahren sehr gering – der Median liegt bei 3%
(Namensänderungen) bzw. 6% (Veränderungen mit Ressourcenimplikationen)
-, mit einigen wenigen, dann aber verhältnismäßig sehr hohen Ausnahmen: in
diesen wenigen Jahren waren extrem viele Einheiten von Veränderungen be-
troffen. Beide Portfolios eint allerdings, dass sich diese Verteilungsstruktur über
die beiden Typen von Veränderungen hinweg sehr ähnelt. Soll heißen: Die Ver-
teilung der Veränderungsraten weist über die zwei Veränderungstypen hinweg
ähnliche Strukturen auf, unterscheidet sich aber zwischen den Portfolios. In
gleicher Weise gilt dies auch für die Portfolios Auswärtiges, Inneres, Familie,
Gesundheit und Arbeit & Soziales. Dies könnte dafür sprechen, dass in diesen
Portfolios die beiden Veränderungstypen in ähnlicher Weise und ähnlicher In-
tensität eingesetzt werden.

Zusammengefasst unterscheidet sich die Veränderungsintensität strukturel-
len Wandels in ihrer Gesamtheit recht schwach zwischen den beiden Verände-

17 Die anderen Portfolios, bei denen der Median bei Namensänderungen höher als bei Verände-
rungen mit Ressourcenimplikationen ist, sind: Arbeit & Soziales, Entwicklungszusammenar-
beit, Landwirtschaft und Umwelt.
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rungstypen (Namensänderungen versus Veränderungen mit Ressourcenimplika-
tionen), es gibt aber deutliche Unterschiede zwischen den Portfolios. Insgesamt
liefern diese Ergebnisse erste Indizien für die Relevanz und Notwendigkeit
einer weitergehenden portfoliospezifischen Erklärung von strukturellem Wan-
del innerhalb der Ministerialorganisation.

Die strukturelle Relevanz des Dienstsitzes

Eine Besonderheit der bundesdeutschen Ministerialorganisation ist die Existenz
von ersten Dienstsitzen in Bonn und Berlin, die Auswirkungen auf die Aufbau-
und Ablauforganisation hat und zur strukturellen Volatilität der Bundesministe-
rien beiträgt. Ein Vergleich der Population jener Einheiten, die ihre Aufgaben in
Bonn und Berlin bzw. ausschließlich in Berlin wahrnehmen zeigt deutliche lon-
gitudinale Dynamiken (siehe Abb. 8).

Grundsätzlich haben sich die Anteile dieser Organisationseinheiten an der
Gesamtzahl der Einheiten in ihrem jeweiligen Portfolio zwischen 2002
und 2015 deutlich erhöht. Die größten Anstiege weisen dabei die Portfolios für
Arbeit sowie für Gesundheit (für Einheiten mit Aufgabenerledigung in Bonn
und Berlin) und die Portfolios für Verteidigung und Familie auf (für Einheiten
mit Aufgabenerledigung ausschließlich in Berlin). Diese Muster entsprechen
nur teilweise den formalen Vorgaben des Bonn-Berlin-Gesetzes (siehe auch
Kap. 4.4). Während die Bundesministerien für Arbeit und Verkehr auch zu den
Portfolios mit erstem Dienstsitz in Berlin gehören, sind die anderen beiden
Portfolios mit ihrem ersten Dienstsitz in Bonn angesiedelt. Zudem gibt es weni-
ge Portfolios, bei denen der Anteil der Einheiten mit einer Aufgabenerledigung
in Berlin von 2002 bis 2015 gesunken ist (Verkehr, Gesundheit und Umwelt).
Zwei dieser drei Portfolios haben gleichzeitig die Einheiten mit Erledigungsort
in Bonn und Berlin erhöht, mithin also eher eine gemischte Aufgabenwahrneh-
mung etabliert, als sich aus der Bundeshauptstadt Berlin zurückgezogen. Zu-
dem ist bei allen drei Portfolios eine gewisse Reduktion der Gesamtzahl der Or-
ganisationseinheiten zu konstatieren, die sich auch auf die Werte bezüglich des
Anteils an Einheiten in Berlin ausgewirkt haben dürfte.
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Anteil der Einheiten pro Dienstort

    Arbeit & Soziales    

    Familie    

    Gesundheit    

    Inneres    

    Landwirtschaft    

    Umwelt    

    Verkehr    

    Verteidigung    

    Arbeit & Soziales    

    Auswärtiges    

    Bildung & Forschung    

    Entwicklungszus.    

    Familie    

    Finanzen    

    Gesundheit    

    Inneres    

    Justiz    

    Landwirtschaft    

    Umwelt    

    Verkehr    

    Verteidigung    

    Wirtschaft    
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2002 2015 2002 2015

25%

50%
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100%

25%

50%

75%

100%

Die "strukturelle Handschrift" von Bundesministerinnen

Viele Veränderungen der formalen Binnenstruktur der Bundesministerien ereig-
nen sich nach Wechseln der Bundesministerinnen, entweder nach Wahlen (und
im Zusammenhang mit neuen Ressortzuschnitten) oder aber während Legisla-
turperioden. Dies wirft die Frage auf, ob einzelne Bundesministerinnen be-
stimmte "strukturelle Strategien" verfolgen und sich systematische Muster iden-
tifizieren lassen, die womöglich auch mit individuellen Merkmalen der Bundes-
ministerinnen in Verbindung gebracht werden können (Fleischer 2018).

Das deutsche Bundeskabinett gilt im internationalen Vergleich als relativ
stabil, Rücktritte sind selten und Umressortierungen während der Legislaturpe-
rioden sind nicht Bestandteil der Regierungsführung (etwa im Vergleich zum
britischen System der "cabinet reshuffles", siehe Kam/Indridason 2005). Neben
dieser Konstanz in der Zusammensetzung des Bundeskabinetts sind sich auch
die Personen, die ein Ministeramt auf Bundesebene erhalten, ähnlicher als in
anderen westlichen Demokratien, dies zeigt sich im deutschen Fall bereits für
den Pool der ministeriablen Kandidatinnen (siehe Fleischer/Seyfried 2015). So

Abb. 8:
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sind Bundesministerinnen zumeist männlich, mittleren Alters und verfügen
über eine juristische Bildung, sie haben innerhalb ihrer Partei diverse Ämter in-
ne und zeichnen sich durch exekutive Vorerfahrung aus. Demnach ist es plausi-
bel anzunehmen, dass diese Akteure Vorwissen darüber haben, wie sich welche
binnenorganisatorischen Veränderungen ihres bürokratischen Apparats auf in-
terne Arbeitsprozesse aber auch die Koordination innerhalb der Ministerialver-
waltung sowie die Interaktionen mit externen Akteuren auswirken.

Die folgende Analyse betrachtet die Änderungsrate pro Ministerin ab 100
Tage nach ihrem Amtsantritt, um die Auswirkungen von Änderungen im Res-
sortzuschnitt auszublenden. Zudem werden nur jene Bundesministerinnen be-
trachtet, die mindestens an einem Tag innerhalb von zwei Jahren Änderungen
an der jeweiligen Binnenorganisation ihres Bundesministeriums vorgenommen
haben. Eine solche Analyse der Amtsinhaberinnen von 1980 bis 2015 zeigt,
dass die Veränderungsrate variiert. Einige Ministerinnen haben ihren Apparat
während ihrer Amtszeit unverändert gelassen und andere haben vergleichsweise
viele Veränderungen durchgeführt.

Der Vergleich der drei Bundesministerinnen mit geringster Aktivität (d.h.
mit mindestens einem Tag mit Änderungen in zwei Jahren Amtszeit)18 und den
drei Bundesministerinnen mit der höchsten Aktivität (d.h. mindestens zehn Ta-
ge mit Veränderungen in zwei Jahren Amtszeit) zeigt keinen longitudinalen
Trend (siehe Abb. 9). Stattdessen sind die Ministerinnen mit geringster und
höchster Aktivität auf unterschiedliche Legislaturperioden verteilt. Ebenso lässt
sich kein eindeutiger sektoraler Trend erkennen: Zwar ist das Justizministerium
unter den inaktivsten Ministerinnen, aber der dortigen Binnenorganisation kom-
men besondere Merkmale zu, nicht zuletzt die vergleichsweise kurzen Denomi-
nationen der Organisationseinheiten, die wiederum als zentrale Identifikation
zur Analyse von Änderungen dienen. Der höchste Wert unter einer Familienmi-
nisterin ist demnach auch eher durch eine komplette Änderung aller Denomina-
tionen der Organisationseinheiten in 2001 begründbar als durch eine besondere
Attitude oder Präferenz für strukturelle Anpassungen der entsprechenden Amts-
inhaberin.

18 Die Analyse ignoriert jene Amtsinhaberinnen, die keine Veränderungen vorgenommen haben.
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Veränderungsrate von Ministerinnen

Bergmann (BMFSFJ/14. LP)

Niebel (BMZ/17. LP)

Schwarz−Schilling (BMP/10. LP)

Leutheusser−Schnarrenberger (BMJ/12. LP)

Leutheusser−Schnarrenberger (BMJ/13. LP)

Matthöfer (BMF/9. LP)

0% 25% 50% 75%

tägliche Veränderungsrate

Bemerkung: Die Veränderungsrate beschreibt die Anzahl der Einheiten pro Tag, die von Änderun-
gen betroffen waren, im Verhältnis zur Gesamtanzahl an Einheiten. In die Berechnung fließen nur
Tageswerte über 0% ein.

Die Binnenorganisation des Bundeskanzleramts

Die Binnenorganisation des Bundeskanzleramts folgt in vielerlei Weise den for-
malen Strukturen und Dynamiken der Bundesministerien. Zum Beginn des Un-
tersuchungszeitraums verfügte die Regierungszentrale über fünf Abteilungen,
die seit der deutlichen Vergrößerung des Kanzleramts und stärkeren Spezialisie-
rung auf die Zuständigkeiten der Fachministerien unter Willy Brandt bestanden
(Knoll 2004: 178; Müller-Rommel 1994: 119; Fleischer 2011). Zum Ende des
Untersuchungszeitraums existieren sieben Abteilungen, die größte strukturelle
Innovation bestand dabei in der Neugründung der Europaabteilung unter der
rot-grünen Bundesregierung sowie die zyklische Steigerung bzw. Verringerung
der Beauftragten im Bundeskanzleramt für diverse Themengebiete im gesamten
Zeitverlauf.

Abb. 9:

6.3
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Entsprechend der vergleichsweise geringen eigenen fachlichen Zuständigkeiten
des Bundeskanzleramts finden sich in dessen Binnenorganisation, neben Orga-
nisationseinheiten zur Wahrnehmung dieser genuinen Zuständigkeiten (etwa
zur Aufsicht der Geheimdienste), eine vergleichsweise höhere Anzahl an so ge-
nannten "Spiegeleinheiten", die mit der Koordination der Regierungszentrale
mit den Fachministerien befasst sind. Aus der strukturellen Volatilität dieser
Spiegeleinheiten lassen sich Rückschlüsse auf die Rolle des Kanzleramts in der
Regierungsorganisation ziehen (siehe Abb. 10).

Zunächst fällt auf, dass insbesondere im Zuge der deutschen Einheit alle
Spiegeleinheiten verändert worden sind - wenngleich mit unterschiedlicher In-
tensität. Daneben zeigen sich weitere Jahre mit besonders intensiver Verände-
rung der Spiegelstruktur der Regierungszentrale, etwa zu Beginn des Untersu-
chungszeitraums nach der Amtsübernahme Helmut Kohls (1982-1983) oder
nach der Amtsübernahme Gerhard Schröders (1998-1999) sowie nach der
Amtsübernahme Angela Merkels (in 2006). Allerdings scheint im Zeitverlauf
die Veränderungsintensität insgesamt abzunehmen, erneut mag dies aber auch
damit zusammenhängen, dass der Untersuchungszeitraum im zehnten Jahr der
Kanzlerschaft Angela Merkels endet und sich nach dem identifizierten Muster
die nächsten größeren Änderungen wohl erst bei der Nachfolgerin Merkels er-
warten lassen.

Veränderungsrate der Spiegeleinheiten im Bundeskanzleramt

Bildung

Finanzen

Wirtschaft

Umwelt

Verkehr
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Arbeit

Landwirtschaft

Familie
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Verteidigung
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Entwicklungszus.
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Abb. 10:
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Im Vergleich lassen sich die Höchstwerte für Portfolios im Bereich Bildung
verzeichnen (allerdings nur bis 1991), was insbesondere mit der Anzahl der
verschiedenen Bundesministerien zusammenhängt, die für dieses Portfolio in
diesem Zeitraum zuständig waren (vgl. Tabelle 2). Dahingegen ist die höhere
Veränderungsintensität für Einheiten mit Zuständigkeiten in den Portfolios
Wirtschaft und Finanzen bis Ende der 1990er Jahre mit den Zuständigkeiten
und Aufgaben der Regierungszentrale im Zuge der europäischen Integration
und der (damaligen) Europäischen Gemeinschaft erklären. Der Gestaltungsan-
spruch der Bundeskanzlerin auf europäischer Ebene wird demnach auch über
die Schaffung und v.a. Veränderung der korrespondierenden Ressourcen in die-
sen Politikbereichen durchgesetzt. Die Änderungen in den Portfolios Justiz und
Inneres der letzten Jahre wiederum lassen sich auf die höhere Salienz dieser Po-
litikfelder, aber auch die zunehmende internationale Zusammenarbeit zurück-
führen.

Zwischenfazit

Die Analyse der besonderen Relevanz der Politikfelder für die formale Binnen-
organisation der Bundesministerien zeigt auf, dass politikfeldspezifische Dyna-
miken auch auf deren strukturelle Stabilität bzw. strukturellen Wandel einwir-
ken. Zusammengefasst lassen sich zwei Gruppen von Ressorts ausmachen, die
als eher volatil bzw. eher stabil einzuordnen sind. Dabei gilt es zwei Dynami-
ken im Blick zu behalten: Einerseits sind diese Strukturveränderungen auch im-
mer hinsichtlich des jeweiligen Strukturereignisses zu betrachten und insbeson-
dere mit den damit einhergehenden Änderungen an formalen Ressourcen und
Kompetenzen, Zuständigkeiten, Aufmerksamkeiten und fachlicher Expertise.
Demnach wird die höhere Volatilität einiger Bundesministerien stärker durch
Namensänderungen und damit durch jene strukturelle Anpassungen hervorge-
rufen, die kaum Auswirkungen auf die formale Zuständigkeitsverteilung in und
zwischen den Ressorts haben (siehe auch Kap. 5.5). Mit anderen Worten: Res-
sorts mit höherer struktureller Volatilität und häufigeren Veränderungen werden
nicht zwangsläufig in regelmäßigen Abständen in ihren formalen Zuständigkei-
ten und Kompetenzen neu strukturiert, sondern vielmehr in der offiziellen De-
nominationen ihrer Organisationseinheiten, die entsprechend eher symbolische
Anpassungen für die exekutive Koordination von Regierungspolitiken zeitigen
können (siehe Kap. 2.2). Andererseits sind insbesondere die "klassischen" Res-
sorts mit hoher Kontinuität im Ressortzuschnitt (wozu alle Ressorts mit Verfas-
sungsrang zählen, aber auch das Auswärtige Amt und das Bundesinnenministe-
rium) stabiler als die Ressorts in anderen Portfolios. Diese Stabilität kann mit
den zentralen Aufgaben dieser Ressorts begründet werden. Eine solche funktio-

6.4
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nale Erklärung würde darauf verweisen, dass die eher horizontale Ausrichtung
dieser Ressorts und ihr Fokus auf die anderen (eher vertikal und sektoral ausge-
richteten) Ressorts eine entsprechende Stabilität benötigen, um das Organisati-
onsgedächtnis zu erhalten und gleichzeitig den Überblick und die strukturelle
Gravitas für die eigene zentrale Bedeutung in der Regierungsorganisation zu er-
halten.

Daneben zeigen diese allgemeinen Muster und Verortungen der Ressorts in
volatilere und stabilere Portfolios, dass es Pfadabhängigkeiten für die einzelnen
Portfolios gibt, die im deutschen Fall sicherlich durch die vergleichsweise ge-
ringe Dynamik im Ressortzuschnitt weiter manifestiert werden. Mit anderen
Worten: Gerade weil in der Bundesrepublik im Zeitverlauf dieser Untersuchung
der Zuschnitt der Bundesministerien immer seltener verändert wird (und wenn,
dann sind diese Umressortierungen selten von radikaler Natur), können sich be-
stimmte portfoliospezifische Pfadabhängigkeiten herausbilden, die nur schwer
verlassen werden können (vgl. Kap. 2.2). Selbst externe "Schocks" wie etwa
die deutsche Wiedervereinigung oder der BSE-Skandal oder die terroristischen
Anschläge von 9-11 haben innerhalb der Bundesministerien – im Gegensatz zu
anderen Regierungsorganisationen in Europa – zu keinen umfassenden Struk-
turveränderungen geführt. Einzig die Tschernobylkatastrophe ließe sich als ein
Beispiel heranziehen, in dem direkt ein neues Bundesministerium gegründet
wurde und de facto bereits bestehende Zuständigkeiten aus anderen Ressorts
neu organisiert wurden. Demnach werden externe Dynamiken und "Schocks" in
Politikfeldern in der deutschen Bundesverwaltung offenbar weitgehend mit
existierenden Organisationsstrukturen verarbeitet, auch wenn sich für Krisensi-
tuationen einzelne, insbesondere temporäre strukturelle Einheiten identifizieren
lassen, die zu deren Bearbeitung beitragen sollen.

Die Binnenorganisation des Bundeskanzleramts folgt diesen allgemeinen
Mustern der Organisationsstrukturen in den Bundesministerien in dreierlei Wei-
se: Zum Ersten lässt sich auch für die Regierungszentrale eine hohe Kontinuität
feststellen und es werden eher selten größere Veränderungen im allgemeinen
Aufbau vorgenommen. Dabei ist für das Bundeskanzleramt die interne Ausdif-
ferenzierung geringer ausgeprägt als für die Bundesministerien. Zum Zweiten
vollziehen sich Änderungen in der formalen Aufbauorganisation des Bundes-
kanzleramts eher unregelmäßig und somit ist die Spannweite der Veränderungs-
raten innerhalb dieser Organisation ähnlich wie in vielen Bundesministerien, in
denen sich Jahre mit höherer Veränderungsintensität ablösen mit Jahren mit ge-
ringer bis keiner Veränderungsintensität. Zum Dritten spiegelt das Bundeskanz-
leramt zwar die Bundesministerien und passt sich somit auch veränderten
Strukturen in den Bundesministerien an. Da aber der Ressortzuschnitt allge-
mein eher stabil bleibt, bleiben auch diese Anpassungen gering. Dementspre-
chend lassen sich die beobachtbaren Strukturveränderungen im Bundeskanzler-

70  Strukturelle Dynamiken im Vergleich der Bundesministerien

https://doi.org/10.5771/9783845294353 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845294353
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


amt stärker auch mit der Agenda der jeweiligen Bundeskanzlerin bzw. Bundes-
regierung sowie mit eher allgemeinen Prioritäten einer jeden Amtsinhaberin er-
klären.
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Fazit

Formale Strukturen sind ein zentrales Wesensmerkmal bürokratischer Organisa-
tionen (Weber 1922). Dabei geht es um zweierlei: Zum einen werden durch for-
male Strukturen Zuständigkeiten und Autorität geregelt. Die formale hierarchi-
sche Position spiegelt also Autorität in Entscheidungsprozessen wider. Ferner
erlaubt es die formale Aufbauorganisation im Zusammenspiel mit den Prinzipi-
en der Aktenmäßigkeit und Schriftlichkeit für exekutive Entscheidungsprozesse
nachzuvollziehen, welche Einheit welchen Beitrag zu einer Entscheidung gelie-
fert hat. Zum anderen teilen formale Strukturen Ressourcen und Expertise ein:
Die Organisationsstruktur bietet Gelegenheit zur Spezialisierung, zum Aufbau
von Sachverstand und Aushandlungskapazitäten. Gleichzeitig stärkt formale
Expertise die Erwartungssicherheit der Akteure innerhalb von Regierungsorga-
nisationen aber auch von externen Akteuren und erlaubt somit eine Zuordnung
der Ansprechpartnerinnen.

Die vorliegende Studie legt die erste umfassende Organisationsstrukturana-
lyse der Bundesverwaltung vor, um die Stabilität und den Wandel in diesen for-
malen Strukturen der Bundesministerien zu analysieren und die Befunde aus
Sicht zwei zentraler wissenschaftlicher Perspektiven zu erklären. Dabei handelt
es sich zum einen um die Bedeutung (partei-)politischer Motive und Interessen
(im Sinne der Theorie der strukturellen Wahl und der Agendatheorie) und zum
anderen um die Relevanz organisationstheoretischer Argumente (insbesondere
Pfadabhängigkeit, institutioneller Isomorphismus und bureau-shaping).

Die empirischen Analysen haben gezeigt, dass das Grundgerüst der Bun-
desministerien vergleichsweise stabil geblieben ist, d.h. die Anzahl an Abtei-
lungen, Unterabteilungen und Leitungseinheiten haben sich nur geringfügig
verändert, wenngleich sich v.a. für die Unterabteilungen gewisse Ab- und Zu-
nahmetendenzen feststellen lassen. Stärkere Veränderungen treten für den
Anteil der Organisationseinheiten auf, die jenseits dieses Grundgerüstes exis-
tieren. Die Identifikation dieser Einheiten auf Basis ihrer formalen Hierarchie-
ebene sowie ihres Mandats bei Errichtung (permanent versus temporär) ergibt
sieben solcher Typen von Organisationseinheiten. Hierzu zählen mit stärker
wachsendem Anteil an der Gesamtpopulation die Stäbe, Ressortbeauftragte und
Beauftragte/Koordinatoren Bund sowie Projektgruppen. Mit geringerer Zunah-
me ihres Anteils sind dies zudem Arbeitsgruppen, Gruppen, und Stellen.19

7.

19 Weitergehende Analysen im Rahmen des SOG-PRO Projekts zeigen unter Einbeziehung unter-
schiedlicher Dimensionen wie der Hierarchieebene oder deren Arbeitskapazität (als Anzahl
von untergeordneten Einheiten) eine noch größere binnenorganisatorische Diversität (siehe
Bertels/Schulze-Gabrechten 2018).
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Zunächst lässt sich diese Verbreitung von weiteren Organisationseinheiten jen-
seits des Grundgerüsts als zwanghafter Isomorphismus auffassen: Die GGO
formuliert diverse Anforderungen an das Grundgerüst, die die Ausbreitung wei-
terer Typen von Organisationseinheiten bzw. die unkodifizierte Ausformung der
Regierungsorganisation jenseits des Grundgerüsts prägen. Mit anderen Worten:
Wenn laut GGO die Errichtung einer Unterabteilung eine Mindestanzahl an Re-
feraten erfordert, dann geht damit ein Zwang für die formale Aufbauorganisati-
on des Grundgerüsts selbst einher, es werden aber auch für die Zusammenstel-
lung weniger Ressourcen alternative Organisationseinheiten benötigt, die sich
zwangsläufig außerhalb des Grundgerüsts befinden, etwa als Arbeitsgruppe
oder Projektgruppe. Daneben kann die konkrete Verbreitung der "unorthodo-
xen" Organisationseinheiten im Zeitverlauf als Form des normativen Isomor-
phismus aufgefasst werden: Zur binnenorganisatorischen Behandlung be-
stimmter Aufgaben und Themen wird eine Organisationseinheit gewählt, die
sich als "beste strukturelle Lösung" etabliert hat und als solche über die Bun-
desministerien hinweg anerkannt wird. Sehr illustrativ ist hierfür die longitudi-
nale Ausbreitung von Ressortbeauftragten im Anschluss an die vorherige Aus-
breitung von (interministeriellen) Bundesbeauftragten/Koordinatoren Bund.
Zunächst wird das Beauftragtenwesen von der Bundesregierung genutzt, wie
dargestellt auch als Element politischer Verhandlungen und obschon es zeit-
gleich bereits Ressortbeauftragte in einzelnen Portfolios gab, etabliert sich die-
se Form der Organisation von Aufgaben und Expertise zunehmend als ange-
messen – und wird im Zeitverlauf immer häufiger in den Ressorts genutzt. Wei-
tere strukturelle Dynamiken bezüglich der Organisationseinheiten jenseits des
Grundgerüsts lassen sich mit Dynamiken des mimetischen Isomorphismus er-
klären. Dabei werden bestimmte Typen von Organisationseinheiten genutzt,
weil sich Bundesministerien gegenseitig beobachten und diese strukturellen Lö-
sungen – auch aufgrund eigener Unsicherheit – übernehmen und somit institu-
tionalisieren. Illustrativ für diese Dynamiken ist die Ausbreitung von Projekt-
gruppen, die sich zunächst in wenigen Portfolios und im Zeitverlauf in immer
mehr Portfolios beobachten lassen.

Eine nähere Betrachtung der Veränderungsrate der Gesamtpopulation (d.h.
des Grundgerüsts und der weiteren Typen von Organisationseinheiten) zeigt,
dass insbesondere nach Bundestagswahlen die größten Veränderungen in
der Binnenstruktur vollzogen werden – und zwar für alle Arten von Organisa-
tionseinheiten. Dazu passend finden die meisten Veränderungsereignisse im
ersten Jahr nach Wahlen statt.

Diese Befunde lassen sich zunächst als klares Indiz für die Relevanz (par-
tei-)politischer Motive für die Stabilität und den Wandel von Bundesminis-
terien heranziehen. In Anwendung der Theorie der strukturellen Wahl stünde
die Ministerialverwaltung im Fokus strategischer Entscheidungen und potenti-
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elle Interessenskonflikte im Vorfeld und Nachgang von Strukturentscheidungen
würden bewusst in Kauf genommen werden. Wenn diesen Erwägungen zudem
ein explizit parteipolitisches Kalkül zu Grunde läge, sollten solche Strukturent-
scheidungen in besonderem Maße in Phasen nach Wahlen mit (anteiligem) Re-
gierungswechsel auftreten, weil "neue" Regierungen ein gesteigertes Interesse
hätten, ihre parteipolitischen Programme in Strukturentscheidungen umzuset-
zen. Allerdings zeigen die empirischen Analysen dieser Studie erhöhte Verän-
derungsraten nach allen Bundestagswahlen und somit unabhängig davon, ob in
deren Folge ein (anteiliger) Regierungswechsel stattfand oder nicht. Eine reine
(partei-)politische Motivation im Sinne einer "strukturellen Wahl" kann somit
nicht bestätigt werden. Zudem zeigt der zeitliche Verlauf der Veränderungsra-
ten, dass auch die konkrete ideologische Ausrichtung der Bundesregierung
keine eindeutigen Effekte auf das Ausmaß der Veränderungen hat. Die An-
nahmen aus der wissenschaftlichen Debatte um die Motive und Interessen be-
stimmter Parteien hinsichtlich der Rolle und Ausstattung des Staates lassen sich
demnach für den deutschen Fall nicht eindeutig bestätigen. Dies mag aber auch
an dem hier gewählten Ausschnitt der Regierungsorganisation liegen und es ist
plausibel anzunehmen, dass sich die Annahmen zur Relevanz der ideologischen
Ausrichtung von Regierungsparteien eher in anderen Arealen des "administrati-
ven Zoos" (Bach/Jann 2010) erkennen lassen, etwa in den strukturellen Dyna-
miken öffentlicher Unternehmen (Fleischer 2017).

Wenngleich also die konkrete Zusammensetzung der Bundesregierung
(bzw. deren Kontinuität oder Wandel im Zeitverlauf) keine eindeutigen Auswir-
kungen auf die Veränderungsrate hat, lassen sich dennoch aus der offensichtli-
chen Kongruenz zwischen "strukturellen Zyklen" und Wahlzyklen diverse (par-
tei-)politische Motive aufzeigen. Aus Sicht der Agendatheorie sind die beob-
achteten Muster nachvollziehbar als Ausdruck einer veränderten Policy
Agenda der Bundesregierungen – und diese Agenda wird auch dann angepasst,
wenn Bundesregierungen im Amt bestätigt werden. Allerdings sind genauere
Analysen der mit den Strukturereignissen einhergehenden Zuständigkeitsände-
rungen notwendig, um für den deutschen Fall zu überprüfen, ob sich veränderte
Aufmerksamkeiten in der Policy Agenda strukturell in der Bundesverwaltung
niederschlagen oder aber umgekehrt eine veränderte Aufbauorganisation und
Allokation von Ressourcen eine veränderte Policy Agenda begründet.

Insbesondere für die Befunde hinsichtlich des Zeitpunkts der verschiedenen
Strukturereignisse im Verlauf der Legislaturperioden können weitere (par-
tei-)politische Motive diskutiert werden. Die komparative Betrachtung dieser
Ereignisse hat erwiesen, dass Namensänderungen am häufigsten und Reorgani-
sationen am seltensten auftreten. Namensänderungen sind vergleichsweise auf-
wandsarm und bieten Gelegenheiten, die Dynamiken auf der Policy Agenda in
formalen Strukturen abzubilden. Andererseits können Namensänderungen aber
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auch als symbolischer Aktionismus bzw. zur Durchführung "narrativer Strategi-
en" eingesetzt werden: Mit neuer Denomination werden Prioritäten (und Poste-
rioritäten) dargestellt. Diese Signale funktionieren nicht nur innerhalb der Bun-
desverwaltung, die im internationalen Vergleich als besonders formal und lega-
listisch gilt und daher derartige Signale aufzunehmen weiß, sondern auch und
insbesondere gegenüber externen Akteuren im Politikfeld. Daneben sind sie
aber in einigen Fällen auch sicherlich Ausdruck einer Personalpolitik, die vor
Bundestagswahlen die formalen Strukturen ändert um Stellen abzusichern –
was gemeinhin als "Aktion Abendsonne" diskutiert wird.

Die weiteren empirischen Ergebnisse zur stärkeren formalen Ausdifferen-
zierung der Bundesministerien im Zeitverlauf im Zuge einer höheren Anzahl
an Strukturereignissen, die neue Ressourcen schaffen im Vergleich zu Struktur-
ereignissen, die Ressourcen verringern, lassen sich hingegen eher mit organisa-
tionstheoretischen Argumenten begründen. Diese werden auch in der verglei-
chenden Betrachtung der Portfolios relevant, d.h. sowohl in der allgemeinen
Veränderungsrate pro Portfolio als auch in der portfoliospezifischen Betrach-
tung des Anteils jener Strukturereignisse, die tatsächlich Ressourcen verändern
versus jener Strukturereignisse, die ausschließlich die formale Denomination
der Organisationseinheiten anpassen. All diese empirischen Befunde verdeutli-
chen, dass sich die Bundesministerien in unterschiedlicher Weise im Zeitverlauf
verändert haben und sich – trotz der oben erwähnten allgemeinen formalen
Ausdifferenzierung – zwei Gruppen von Portfolios mit unterschiedlicher
longitudinaler Binnendifferenzierung unterscheiden lassen:
– In der ersten Gruppe befinden sich volatile Portfolios mit Ressorts, die sich

regelmäßig verändern und hierbei beide Arten von Veränderungen (mit
Ressourcenimplikationen und reine Namensänderungen) erfahren. Zu die-
sen Portfolios zählen sektorale bzw. vertikale Ressorts, die intensive Kon-
takte in ihr Politikfeld pflegen, wie etwa Arbeit und Soziales, Entwick-
lungszusammenarbeit, Familie, Gesundheit und Wirtschaft. Ebenso zählen
dazu Portfolios mit höheren Veränderungsraten, die sich eher aus regelmä-
ßigen Namensänderungen als aus Veränderungen mit Ressourcenimplika-
tionen ergeben. Zu diesen ebenfalls sektoralen bzw. vertikalen Ressorts ge-
hören Landwirtschaft, Umwelt, und Bildung und Forschung.

– In der zweiten Gruppe befinden sich die stabileren Portfolios, die geringe
Veränderungsraten haben, welche wiederum darauf zurückzuführen sind,
dass sie (wenn überhaupt) mehr Ereignisse mit Ressourcenimplikationen
als Namensänderungen erfahren. Zu diesen horizontal orientierten Portfoli-
os zählen die "klassischen" Portfolios Auswärtiges Amt, Finanzen, Inneres,
Justiz, Wirtschaft und Verteidigung.
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Diese allgemeine Zuordnung verdeutlicht bereits die Relevanz der Politikfel-
der in jedweder Betrachtung von Stabilität und Wandel der Bundesministerien.
Einerseits können solche sektoralen Dynamiken auf die Bedeutung bestimmter
politischer Themen auf der Policy Agenda einzelner Bundesministerinnen bzw.
des gesamten Bundeskabinetts hindeuten. Aber auch hier wäre eine genauere
Analyse dieser Policy Agenda vonnöten. Bereits eine einfache Annäherung ver-
deutlicht die Probleme einer kausalen Einschätzung, mithin die Beantwortung
der Frage, ob sich zuerst die Aufmerksamkeit von Bundesregierungen für be-
stimmte sektorale Politiken verändert und anschließend die formalen Strukturen
angepasst werden oder umgekehrt. Im Zeitverlauf sind die Portfolios auf Bun-
desebene unterschiedlich stark in die Gesetzgebung eingebunden, d.h. ihr An-
teil an den Gesetzesvorlagen der Bundesregierung, die als deren Policy Agenda
in den Bundestag eingebracht werden, schwankt. Es lassen sich aber Muster er-
kennen, so gehören die Portfolios für Finanzen, Justiz, Verkehr und Wirtschaft
zu den aktivsten und die Portfolios für Entwicklungszusammenarbeit, Bildung
und Forschung und Familie zu den inaktivsten Portfolios im Untersuchungs-
zeitraum. Gerade die inaktivsten Portfolios mit Blick auf Gesetzesvorlagen der
Bundesregierung sind aber eben jene Portfolios, die sich in dieser Organisati-
onsstrukturanalyse als besonders volatil und veränderungsintensiv erwiesen ha-
ben. Womöglich sind diese ersten Überlegungen zur Relevanz der sektoralen
Policy Agenda auch abhängig von deren Definition und Messung. Weiterfüh-
rende Analysen, etwa zur medialen Berichterstattung dieser Policy Agenda
oder aber zu deren Ausdruck im sekundären Recht (in den Verordnungen),
dürften genauere Ergebnisse liefern. Für diese Studie aber zeigt diese erste
knappe Annäherung, dass die hier beobachteten portfoliospezifischen Dynami-
ken sich nicht direkt mit den Gesetzesaktivitäten der Ressorts in Übereinstim-
mung bringen lassen. Mit anderen Worten: Die sektoralen Dynamiken in der
Binnenorganisation der Bundesministerien lassen sich nicht mit Argumenten
der Agendatheorie begründen (wohlgemerkt mit der Einschränkung, dass in
dieser Studie keine genaue Messung der Policy Agenda vorgenommen wurde).

Die organisationstheoretischen Argumente hingegen bieten Erklärungen
für diese Befunde zur Relevanz der Portfolios für die Stabilität und den Wandel
in Bundesministerien. Erstens zeigen die Muster in den Veränderungsraten pro
Portfolio und in der Verteilung der Typen von Strukturereignissen, dass die
Binnenstrukturen der Ressorts in den einzelnen Portfolios im Zeitverlauf sekto-
rale Pfadabhängigkeiten folgen. Anders ausgedrückt: Die eindeutige Zuord-
nung der Portfolios zu den idealtypisch unterschiedenen Gruppen wird auch da-
durch ermöglicht, dass sich die Portfolios im Zeitverlauf in derselben Weise
strukturell weiterentwickeln. Auch die weiteren Befunde zu den strukturellen
Dynamiken in Folge der deutschen Wiedervereinigung (insbesondere hinsicht-
lich des Dienstsitzes) bestätigen sektorale Strukturpfade. Zweitens lässt sich
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aber auch ein gewisser symbolischer Aktionismus identifizieren, für den in be-
stimmten Portfolios mehr Bedarf bestehen dürfte als in anderen. Insbesondere
in den sektoralen bzw. vertikalen Portfolios mit Ressorts, die eine enge Verbin-
dung zu weiteren Akteuren in ihrem jeweiligen Politikfeld halten (müssen), las-
sen sich einige der internen Namensänderungen sicherlich auf Impulse aus die-
ser externen Umwelt zurückzuführen. Dabei geht es nicht nur darum, bestimm-
te Themen und formale Zuständigkeiten an den aktuellen Diskurs und ggfs.
Sprachgebrauch anzupassen, sondern auch darum, Kompetenzen und Aufgaben
"umzudeuten" und mithilfe dieser neuen Denominationen auch eine neue in-
haltliche Ausrichtung der dazugehörigen Organisationseinheiten zu signalisie-
ren. Drittens lassen sich zwischen den Portfolios auch isomorphe Dynamiken
feststellen, insbesondere mit Blick auf die beste strukturelle Lösung, die nach-
geahmt wird (mimetischer Institutionalismus), aber auch der Verbreitung einer
anerkannten strukturellen Lösung, die sich als angemessen etabliert (normativer
Isomorphismus).

Zusammenfassend lässt sich das strukturelle Profil der Bundesministerien
überzeugend mit organisationstheoretischen Argumenten begründen, nicht nur
mit Blick auf die Veränderung dieser Binnenorganisation hin zu mehr Ausdiffe-
renzierung, sondern auch hinsichtlich der Verbreitung der Typen von Organisa-
tionseinheiten im Zeitverlauf. Die Änderungsrate bzw. strukturelle Volatilität in
den Bundesministerien wiederum kann mit (partei-)politischen aber auch mit
sektoralen bzw. politikfeldspezifischen Argumenten erläutert werden. Daneben
gibt es zentrale kontingente Rahmenbedingungen für strukturelle Entscheidun-
gen in der Bundesverwaltung, etwa die Verzahnung zwischen formaler Aufbau-
organisation und personal- bzw. dienstrechtlichen Bestimmungen oder der
strukturelle Umgang mit zwei Dienstsitzen.

Die vorliegende erste Organisationsstrukturanalyse der Bundesverwaltung
verdeutlicht in anschaulicher Weise, inwieweit bürokratische Organisationen
ihrer (politischen) Umwelt strukturell begegnen bzw. wie sie auf externe, (par-
tei-)politische und organisationale Dynamiken strukturell reagieren. Sie zeigt
aber auch, dass politische und bürokratische Akteure sich ihrer "strukturellen
Verantwortung" bewusst sein sollten, denn die Stabilität und der Wandel der
formalen Aufbauorganisation drückt nicht nur die Allokation von formalen
Kompetenzen und Ressourcen sowie von fachlicher Expertise aus. Das struktu-
relle Profil einer Bundesverwaltung gibt ebenso entscheidende Signale an die
Akteure innerhalb und außerhalb der Regierungsorganisation und jedwede
strukturelle Entscheidung beeinflusst Koordinations- und Aushandlungsprozes-
se – und damit die Qualität exekutiver Entscheidungsfindung und des Regie-
rens.
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